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Karlsruher Heilung .

183 . Mittwoch , 3« . Mai 1906

Badischer Landtag .
Zweite Lämmer .

8S . öffentliche Sitzung
am Montag den 28 . Mai 1906 .

Tagesordnung :
Anzeige neuer Eingaben . Sodann
Beratung des Berichts der Sonderkommission über den

Entwurf eines Gesetzes , die Vermögenssteuer betr . — Druck¬
sache Nr . 42 — samt einschlägigen Petitionen — Drucksache
Nr. 42 a — . Berichterstatter : Abg . Zehnter .

Am R e g i e r u n g s t i s ch : Präsident des Grotzh .
Ministeriums der Finanzen , Geh. Rat Becker , Steuer¬
direktor Staatsrat Glöckner , Ministerialdirektor
Ech , Oberregiernngsrat Trocgcr , Ministerialrat
T ch c l l e n b e r g.

Präsident Or . Wilckcns eröffnet die Sitzung um
4 Uhr 20 Mn .

Es werden folgende Einläufe angezeigt :
1 - Petition von 12 im Jahre 1872 in den Reichs -

pchidienst übernommenen badischen Postbeamten , welchen
stauch auf reichsgesetzliche Fürsorge nicht zusteht ,

m Befreiung von der Beitragspflicht zur Großh . Badi -
Beamtenwitwenkasse ;

_ 2 . Petition des Halbinvaliden Alexander Millot in

hÄtltsi^
Verbesserung seiner Einkommensver -

^ ^ Petition der Witwe des Schaffners Albert Bruder ,»riedericke Bruder geb . Schwab in Freiburg i . B ., um
Höhung ihres Witwengehaltes .

Dieselben werden der Petitionskommission überwiesen .

. Tagesordnung erhält zunächst das Wort der Be -
nchterstatter

^ ^ bg . Zehnter (Zentr . ) : Der Gesetzentwurf, in
Isen Beratung wir einzutreten im Begriffe sind , soll die
Visitation sein in einer langen Reihe von Bestrebungen ,
E sich auf mehr als 20 Jahre zurück erstrecken , und

. Ziel war , eine Reform unserer Ertrags -
^" krn herbeizuführen.
s,ch darf es mir wohl versagen, ans den gegenwärtigen

.Aechtszustand unserer Ertragssteuern des näheren einzu-
Lehen ; ich oerweise auf die ziemlich ausführliche Darle¬

gung darüber in dem gedruckten Bericht. Hervorheben
will ich nur eines : Der Grundgedanke , auf dem
die Ertragssteuern beruhen, besteht darin , daß Maßstab
der Besteuerung sein soll der Ertrag , den unter nor¬
malen Verhältnissen ein Vermögen während eines Jahres
abzuwerfen imstande ist, mährend dagegen bei der Ver -
m ö g ens sie u e r , um deren Einführung es sich jetzt
handelt , den Maßstab der Besteuerung der gegenwär¬
tige Verte hrswert des Vermögens selbst bilden
soll. Die Crtragssteuern , die wir gegenwärtig besitzen,
sind indessen keine reine Ertragssteuern , indem nicht über¬
all der wirkliche Reinertrag zum Maßstab der Besteuerung
gemacht ist ; vielmehr beruhen die Einschätzungen zum Teil
auf fiktiven Anschlägen , von denen man mit mehr oder
minder Recht angenommen hat, daß sie den Ertrag der
betreffenden Vermögensteile darstellen.

Auch auf die Geschichte der Reformbestrebungen
werde ich mcht näher eingehen ; auch in dieser Beziehung
findet sich im Berichte eine ausführliche Darstellung , auf
die ich verweisen kann . Eines nur will ich auch hier her¬
vorheben : Die Reformbestrebungen sind ausgegangen aus
dem Kreise der Landwirtschaft . Die Beschwerden,
die zu den Resormbestrebungen Anlaß gaben, bestanden
darin , daß inan behauptete, die Einschätzungen des land¬
wirtschaftlichen Geländes seien vielfach ungleich bei glei¬
cher Bonität der Grundstücke , und sie seien überdies in
verschiedenen Landesteilen zu hoch, namentlich in solchen
Distrikten, die vorwiegend auf den Getreidebau angewiesen
seien. Das Ziel der Reformbestrebungen aber ging ur¬
sprünglich dahin, daß die bisherigen unvollkommenen, auf
fiktiven Anschlägen beruhend« : Grundstückskataster um¬
gebildet werden sollten nach dem Grundsatz wirklicher Rein¬
ertragsbesteuerung. In dieser Richtung bewegten sich die
Reformbestrebungen im Laufe der 1870 und 1880iger
Jahre .

In der ersten Hälfte der 1890iger Jahre trat aber eine
Aenderung dahin ein , daß man statt einer Reform
der Grundstückskataster in der Richtung auf Einführung
von wirklichen Reinertragskatastern dem Gedanken der
Einführung einer einheitlichen Vermögenssteuer an Stelle
aller Ertragssteuern nähertrat . Von wesentlichem Ein¬
fluß für diese Aenderung war ein Vorgang in der preu¬
ßischen Gesetzgebung. In Preußen wurde nämlich unterm
14 . Juni 1893 eine Vermögenssteuer als Crgänzungs -
steuer neben der Einkommensteuer eingeführt mit einem
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Steuerfuß von nur 5 Pf . für 100 M . steuerbares Vermö¬
gen . Das war ein Vorgang , der angesichts der Tatsache ,
daß wir in Baden bei unseren Ertragssteuern 15 Pf . vom
Hundert erheben, sehr verlockend war , und so ist dann im
Anfang der 90er Jahre ein Umschwung in den Meinun -
gn eingetreren . Allerdings hak sich dieser Umschwung
nicht erstreckt auf die Erste Kammer . Die Erste
Kammer ist der Idee , eine einheitliche Vermögenssteuer
an Stelle unserer Ertragssteuern einzusührm , allezeit
kritisch gegenüber gestanden. In der Zweiten Kam¬
mer aber, und bei der Großh . Regierung hat die
Idee der Einführung einer Vermögenssteuer an der Stelle
unserer Ertragssteuern lebhaften Anklang gesunden.
Schon 1895 legte denn auch die Regierung den beiden
Häusern des Landtags eine Denkschrift vor, in welcher
die Idee der Einführung einer Vermögenssteuer entwickelt
und deren Vorzüge gegenüber den Ertragssteuern dar¬
gestellt wurden . Diese erste Denkschrift ist in den beiden
Kammern des Landtags im Jahre 1895/96 verhandelt
worden, und die Zweite Kammer hat schon damals , mit
Ausnahme von einem einzigen Abgeordneten, der dagegen
stimmte, ihre Zustimmung dazu ausgesprochen, daß die
Regierung an die Einführung einer Vermögenssteuer an
Stelle der Ertragssteuern herantreten und dem Landtag
demnächst einen Gesetzentwurf darüber vor¬
leg e n m ö g e . In der Ersten Kammer wurde jedoch ver¬
langt , daß zunächst auch einmal ein Versuch gemacht
werde, wie sich die Dinge gestalten würden , wenn wirk¬
liche Reinertragskataster aufgestellt würden . Infolge¬
dessen wurden von seiten des Finanzministeriums Erhe¬
bungen auch darüber gemacht , und das Ergebnis dieser
Erhebungen im Jahre 1897 in einer zweiten Denkschrift
den beiden Häusern des Landtags vorgelegt. Das Er¬
gebnis dieser zweiten Erhebungen war indessen so,
daß das Ministerium entschieden von dem Gedanken
der Einführung einer Besteuerung auf Grund von Rein¬
ertragskatastern abriet , und die Zweite Kammer hat sich
der Anschauung des Ministeriums angeschlossen und den
Beschluß gefaßt , es möge auf dem eingeschlagenen Wege
der Einführung einer Vermögenssteuer fortgeschritten
werden. Die Erste Kammer erklärte, sie habe zwar nichts
dagegen zu erinnern , wenn einmal ein Gesetzentwurf fiir
eine Vermögenssteuer vorgelegt werde, damit man an
der Hand eines solchen die Sache näher prüfen könne ; sie
fügte aber ausdrücklich bei , daß sie durch dieses Votum sich
keineswegs für eine Vermögenssteuer sestlegen wolle .

Nachdem auf diese Weise mittelst zweier Denkschriften
der Weg geebnet war für die Einführung der Vermögens¬
steuer , ist die Großh . Regierung dazu übergegangen , die
nötigen vorbereitenden Schritte im Wege der
Gesetzgebung herbeizuführen . Es ist zunächst ein Gesetz¬
entwurf angenommen worden am 3 . August 1898 , welcher
eine Revision der Bonitätseinteilung der landwirtschaft¬
lichen Grundstücke verfügte , und nachdem diese Revision
im wesentlichen durchgeführt war , ist im Winter 1899 der
Zweiten Kammer ein weiterer Gesetzentwurf vorgelegt
worden, der das ganze System der Vermögenssteuer schon
enthielt . Aus diesem damaligen Entwurf sind jedoch aus
praktischen Gründen nur diejenigen Teile wirklich gesetz¬
geberisch behandelt worden , die sich auf die Neucin-
schätzung der Liegenschaften bezogen . Die übrigen Telle,
die Bestimmungen von allgemeiner Bedeutung , wurden
aus praktischen Gründen nicht weiter behandelt . Nachdem
nun aber auf Grund des damals vereinbarten Teilgesetzes
vom 9 . August l 900 nun auch diese Liegenschaftsein
schätzung vollendet ist , hat jetzt auf dem gegenwärtigen
Landtag die Großh . Regierung den Vermögenssteuer¬
gesetzentwurf vorgelegt, der den Gegenstand der heutigen
Beratung bildet .

Soviel zur Einleitung . Und nun will ich dazu über¬
gehen, Ihnen zunächst in großen Zügen ein Bild zu geben

von dem technischen Aufbau des Vermögenssteuergesetzes ,
wie es nun vorliegt :

Wie schon der Name Vermögenssteuergesetz besagt, soll
der Gegenstand und Matzstab der Besteuerung sein
das Vermögen, welches ein Steuerpflichtiger besitzt. Es
soll also der Besteuerung unterworfen werden vor allem
das liegen schaftliche Vermögen in allen sei-
nen Teilen : der Wald , die sonstigen unüberbauten Grund¬
stücke und die Gebäude mit den Hofreiten , auf denen sie
stehen und mit den Hausgärten , die zu ihnen gehören .
Es soll sodann der Vermögenssteuer unterworfen werden
das Betriebsvermögen , d . h . dasjenige Vermö¬
gen , welches einem gewerblichen oder landwirtschaftlichen
Betrieb dient , soweit es nicht schon unter die Liegenschaf,
ten fällt . Drittens soll in der Vermögenssteuer inbe¬
griffen sein das bewegliche Vermögen , insoweit
es nicht schon unter das Betriebsvermögen fällt , d . h . das
Forderungskapital und die Haushaltsfahrnisse . Dieses
Vermögen soll der Besteuerung unterworfen werden ,
gleichgültig, wem es gehört . Es sollen steuerpflichtig fein
nicht bloß die physischen, sondern auch die juristischen Per¬
sonen , also auch die Korporationen , die Stiftungen , die
Aktiengesellschaften , die Genossenschaften , die Gesellschaf¬
ten mit beschränkter Haftung usw . Ausgenommen sind
von der staatlichen Steuerpflicht nur der Staat , der na¬
türlich nicht an sich selbst Steuer zahlen kann, sodann der
Tomänengrundstock, dessen Erträge dem Staat zugute
kommen und bei dem die Besteuerung daher keinen prak¬
tischen Zweck hätte , und endlich die Großh . Zivilliste , die
einer: ausgeschiedenen Teil des Domänengrundstocks bil¬
det, der der Großh . Familie zur Nutzung überlassen ist.

Damit eine Vermögenssteuer erhoben werden kann, ist
es notwendig , daß das vorhandene Vermögen eines je¬
den Steuerpflichtigen sestgeftellt wird . Die Feststel¬
lung geschieht aber nach dem Entwurf nicht , wie das in
Preußen und Hessen ist, durch eine einheitliche Schätzung
des ganzen Vermögens in Bausch und Bogen , sondern cs
werden für die verschiedenen Vermögensteile Spezial -
kataster aufgestellt ; eines für den Wald und die son¬
stigen Grundstücke , ein weiteres für die Gebäulichkeiten ;
eines für die Betriebskapitalien und eines für das sonstige
bewegliche Vermögen, d . h . für das Kapitalvermögen und
die Haushaltfahrnisse . Diese Kataster werden deshalb
zunächst separiert aufgestellt, weil sie zugleich als . Grund¬
lage für die Gemeindebesteuerung dienen sollen. Für dic
Zwecke der staatlichen Vermögenssteuer werden aber dann
die vier Kataster da , wo der Steuerpflichtige seinen
Wohnsitz hat , zu einem einheitlichen Vermögens
st eu er k at a st er vereinigt . Zu diesem Zwecke werden
auch aus anderen Gemarkungen , in denen der Steuer¬
pflichtige etwa Liegenschaften besitzt, Auszüge an denjeni¬
gen Schatzungsrat uberwiesen, in dessen Gemarkung do§
Vermögenssteuerkätaster für den Steuerpflichtigen aw^
stellt wird . Dabei ist noch zu bemerken, daß bezüglich
der Liegenschaften , der Kapitalien und der Haushaltfahr¬
nisse die steuerbaren Werte auf den Namen des Eigen¬
tümers geschrieben werden, bezüglich des Betriebsver¬
mögens aber auf den Namen des Betriebsunternehmers '
Also beispielsweise, wenn jemand ein landwirtschaftlichc -
Gut oder eine Gastwirtschaft verpachtet hat , so wird sin
die Betriebsfahrnis nicht der Eigentümer , sondern de-

Pächter als steuerpflichtig behandelt .
An der Summe des in in dem Vermögenssteuerkätaster

verzeichneten Vermögens werden die Schulden des

Steuerpflichtigen bis zur Hälfte des steuerbaren Verme
gens abgezogen, und der Rest stellt dann das stcu ^
pflichtige Vermögen dar . Ist die Summe , die sich ergu/
mit 500 nicht ohne Rest teilbar , so wird sie auf die näE
durch 500 teilbare Zahl abgerundet . Die Steuer wrn
in der Weise bemessen , daß ein Steuerfuß festgesetzt w" -



der von je 100 M . steuerbaren Vermögens zu entrichten
ist , also z . B . ein Steuerfuß ^ on 10 oder von 11 Pf .
für je 100 M . Vermögenssteuerwert . Nach dem Ent¬
wurf soll die Festsetzung dieses Steuerfuß es jeweils
im Finanzgesetz erfolgen , d . h . es soll jeder Land¬
tag das Recht haben, zu bestimmen, wieviel Steuer von
100 M . Vermögenssteuerwert erhoben werden soll je nach
dem Staatsbedürfnis , wie es in jeder Budgetperiode
vorliegt.

Die Steuerpflicht beginnt vom 1 . des näch¬
sten Monats , in dem jemand vermögenssteuerpflichtiges
Vermögen im Inland erwirbt , und sieendigt mit dem
letzten Tage desjenigen Monats , in welchem jemand auf¬
hört, vermögenssteuerpflichtiges Vermögen im Inland
zu besitzen . Eine Erhöhung oder Verminderung der
Steuerpflicht eines bereits Veranlagten tritt ein, wenn
dssen Vermögen sich nach dem Stande vom 1 . April
eines Jahres höher oder niederer als bisher berechnet .
Die Erhöhung oder Verminderung tritt in Wirksamkeit
mit dem Anfang des auf den betreffenden 1 . April fol¬
genden Kalenderjahres . Wenn jedoch die Erhöhung oder
Verminderung mindestens ein Fünftel und zugleich min¬
destens 10000 M . beträgt , so wirkt sie schon am 1 . des
nächsten Monats , in dem die Veränderung eingetreten
ist . Insoweit Steuererklärungen von einem Steuer¬
pflichtigen abzugeben sind, erfolgen sie bei dem jährlichen
Ab- und Zuschreiben an den Steuerkommissär . Die Ver¬
anlagung erfolgt durch den Schatzungsrat .

Die Steuer ist in vier Ouartalsraten , 1 . Januar , 1 .
Aprilj, 1 . Juli und 1 . Oktober fällig .

Wenn jemand stirbt , und er hat sein steuerpflichtiges '
Vermögen nicht richtig angegebn , so sind seine Hinter¬
bliebenen verpflichtet, die Unterlassung anzuzeigen binnen
sechs Monaten , die aber auf Ansuchen verlängert werden
können . Sie haben dann das Doppelte von derjenigen
Steuer nachzuzahlen, die der Verstorbene nicht entrichtet
hat. Derjenige, der seine Steuerpflicht unrichtig dekla¬
riert hat, wird selbst mit dem zehnfachen dessen, was er
an Steuer hinterzogen hat , bestraft, vorbehaltlich der
Nachentrichtung des Hinterzogenen . Wenn indessen dar¬
getan werden kann, daß die unrichtige Anmeldung oder
die Unterlassung der Anmeldung lediglich aus einem
Ersehen stattgefunden hat , dann kann je nach den Um¬
ständen statt der Bestrafung mit dem zehnfachen eine
Ordnungsstrafe angewendet werden.

Das sind im wesentlichen die Grundzüge , auf denen
blffes Bermögenssteuergesetz beruht .

Und nur̂ will ich dazu übergehen , in einem zweiten
skell meines Vortrages die wesentlichen Punkte , die beirr Beurteilung des Gesetzes in Frage kommen, und die
vÄH den Gegenstand der Beratung in der Kommission
gebildet haben, hervorzuheben. Ich beginne mit einigenlenkten von allgemeiner Bedeutung .

Ich habe vorhin gesagt, daß die Verzeichnung des
steuerbaren Vermögens nicht ohne weiteres in einem
einheitlichen Vermögens st euerkata st er
geschehen soll, sondern daß zunächst vier verschiedene Ka-
chter aufgestellt werden sollen . Es ist nun in der Kom-

lssion die Frage angeregt worden , öb es nicht zweck-
sei, diese vier Kataster , die zunächst nur für die

^ emeindebesteuerung von Bedeutung sein sollen, auch ge-
fmnt zu halten für die staatliche Besteuerung , um für
^ verschiedeben Kataster eventuell auch verschiedene
^ teuerfiiße anzuwenden. Auf diesen Gedanken ist man" ^iner Seite in der Kommission gekommen, weil man
io ^ ^ st - wenn man im Wege der Vermögenssteuer
der ^ Steuerbeträge einziehen muß , wie das nach Lage

Fmanzen in Baden der Fall sein wird , wenn man" einem Steuersuß von 10 und 11 Pf . rechnen muß ,

dann kann man die Ertragsfähigkeit der verschiedenen
Vermögensteile nicht außer acht lassen ; es muß dgnn eine
gewisse Rücksicht genommen werden aus die geringere oder
größere Ertragsfähigkeit der verschiedenen Vermögens¬teile , und dann ist es vielleicht das einfachste , wenn man
die verschiedenen Kataster getrennt hält , und je nachdemeinen höheren oder niedereren Steuerfuß für das eine
oder andere Kataster einführt . Dieser Gedanke hat sich
jedoch in der Kommission zu entsprechenden Anträgen
nicht verdichtet . Von seiten der Großh . Regierung hatman sich gegen eine derartige Trennung der Kataster
für die staatliche Besteuerung sehr entschieden gewehrt ,und auch aus der Kommission sind von verschiedenen Sei¬
ten dagegen Bedenken erhoben worden . Man hat geltend
gemacht , daß eine derartige Getrennthaltung der Spe¬
zialkataster für die staatliche Besteuerung den Grundge¬danken einer einheitlichen Vermögenssteuer vollständig
zerstöre ; es würde dann an die Stelle einer einheitlichen
Vermögenssteuer eine Anzahl von partiellen Vermögens¬
steuern treten . Man hat darauf hingewiesen, daß , wenn
die Kataster getrennt gehalten werden , der Schuldenab¬
zug , der bei der Vermögenssteuer stattfinden soll , schwie¬
rig sein werde . Es sei unmöglich , etwa die Schulden auf
die verschiedenen Kataster in der Weise zu verteilen , daß
man die Entstehungsart der Schuld ermittelt , und sie
darnach an diesem oder jenem Kataster abzieht , man
könne nur allenfalls daran denken, die Schulden , die ein
Steuerpflichtiger hat , pro rata aus die verschiedenen
Kataster zu verteilen. Aber auch das sei mit Schwierig¬keiten verbunden. Endlich aber und hauptsächlich wurde
dagegen auch geltend gemacht , daß , wenn man die Ka¬
taster getrennt halte und für die verschiedenen Kataster
verschiedene Steuerfüße aufstellen wolle, sich daraus sehr
unerquickliche Kämpfe jeweils bei der Verabschiedung des
Finanzgesetzes ergeben würden . Mit Rücksicht auf diese
Erwägungen und mit Rücksicht darauf , daß sich an einer
anderen Stelle des Gesetzentwurfes eine Gelegenheit bot,die verschiedene Ertragsfähigkeit der verschiedenen Ver¬
mögensteile zu berücksichtigen, ist dann der Gedanke, ge¬trennte Kataster aufzustellen mit getrennten Steuersützen ,in der Komission nicht Wester verfolgt worden .

Ein zweiter Punkt von allgemeiner Bedeutung ist so¬dann die Frage des Schuldenabzugs .Aus dem Grundgedanken der Vermögens¬
steuer würde konsequent folgen, daß die
ganzen Schulden eines Steuerpflichtigen an
dessen steuerbarem Vermögen abgezogen werden ; denn
nur das , was noch übrig bleibt, wenn man das Passtv -
vermögen von dem Aktivvermögen abzieht, stellt das
eigentliche Reinvermögen eines Steuerpflichtigen dar .
In dem hessischen und dem preußischen Gesetz ist in der
Tat ein vollständiger Schuldenabzug gestattet . Wir in
Baden dagegen sind sowohl nach der Meinung der Gr . Re¬
gierung , als auch nach der Meinung der Kommission nichtin der Lage, nach unseren finanziellen Verhältnissen einen
vollständigen Schuldenabzug zu gestatten. Wollte man
die Schulden auch bei uns vollständig abziehen lassen, sowürde das eine so bedeutende Reduzierung des steuer¬baren Vermögens und es würde daraus ein so erheblicherAusfall an Steuern resultieren, daß man den Steuersußum so weiter hinaufsetzen müßte, was jedenfalls sehr un¬
angenehm im Lande empfunden würde und weder die
Großh . Regierung noch die Kommission verantwortenwill . Deswegen war die Kommission mit der Großh .Regierung darin einverstanden, daß nur ein teilweiserSchuldenabzug stattfinden soll, und zwar um so mehr ,als , was auch in den Motiven zum Gesetzentwurf bereitsausgeführt ist, auch derjenige Steuerpflichtige , dessenVermögen bis zur vollen Höhe der Aktivenmit Passiven belastet ist, doch noch für sein Ver-
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mögen den staatlichen Schutz genießt und dafür billiger
Weise auch eine gewisse Steuer leistet .

Die Großh . Regierung schlägt in dem vorliegenden Ge¬

setzentwurf vor , daß der Schuldenabzug gestattet
werden solle bis zur Hälfte der Höhe des

steuerbaren Vermögenswertes , und die

gegenwärtige Regierungsvorlage stimmt darin überein

mit dem Entwurf eines Vermögensgesetzes , den im Jahre
1899 der verstorbene Finanzminister Vuchenberger dem

Landtag vorgelegt hatte . Es sind nun aber eine Reihe
von Petitionen eingekommen , die einen weitergehenden
Schuldenabzug verlangen , und es ist auch aus dem

Schoße der Kommission selbst die Frags angeregt worden ,
ob die im Entwurf vorgeschlagene Begrenzung des Schul¬
denabzugs , die ihren Maßstab nicht von den Schulden
hernimmt , sondern von dem steuerbaren Vermögenswert ,
ob diese Begrenzung richtig sei. Es wurde angeregt , ob

es nicht , statt zu sagen , es sollen die Schulden bis zur
Hälfte der Höhe des steuerbaren Wertes abgezogen wer¬
den , richtiger sei, zu sagen , es sollen abgezogen werden
die Schulden bis zu Hst ihrer Höhe , jedoch so , daß der

Schuldenabzug bei Hst der Höhe des steuerbaren Wertes

seine Grenze findet . Die Kommission hat diese Frage ein¬

gehend erwogen , ist aber schließlich dazu gekommen , es bei

der Regierungsvorlage zu belassen , und zwar im

wesentlichen aus folgenden Gründen :

Wenn man den Schuldenabzug gestattet bis zur Hälfte
der Höhe des steuerbaren Vermögenswertes , so dürfen
alle Steuerpflichtige , die nicht über die Hälfte ihres
steuerbaren Vermögens verschuldet sind , ihre Schulden

ganz abziehen , und da nach einer vorliegenden Statistik
das steuerbare Vermögen im Durchschnitt des ganzen
Großherzogtums nur bis zu 20,41 Proz . mit Schulden
belastet ist , so war die Kommission der Meinung , daß ,
nach dem Vorschlag des Entwurfs , weitaus die meisten
Steuerpflichtigen in der Lage sein werden , ihre Schulden
ganz abzuziehen . Wenn man dagegen sagen würde ,
daß die Schulden bis zu Hst ihrer Höhe abgezogen werden
könnten , aber dabei die Schranke setzt, daß der Schulden¬
abzug nicht höher gehen soll als bis zu Hst der Höhe des

steuerbaren Vermögenswertes , so würde die Folge die

sein, daß zwar diejenigen Steuerpflichtigen , deren Ver¬

mögen über VZ mit Schulden belastet ist, besser fahren
würden , als bei dem Modus , der in dem Gesetzentwurf
vorgeschlagen ist , daß dagegen alle diejenigen Steuer¬

pflichtigen , die nach dem Entwurf ihre Schulden ganz ab¬

ziehen dürfen , nach dem eben gedachten anderen Movus

auch nur Hst ihrer Schulden abziehen könnten . Die Kom¬

mission war schon aus diesem Grunde der Meinung , daß
es bei dem vorgeschlagsnen Modus des Schuldenabzugs
bleiben müsse . Die Kommission war der Meinung , daß
auf die höher verschuldeten Steuerpflichtigen der Schul¬
denabzug auch deshalb nicht eingerichtet werden dürfe ,
weil darunter eine Anzahl Leute sich befindet , die als

Spekulanten zu betrachten sind , die des Gewinnes halber
ohne genügendes Vermögen Grundstücke erworben haben
und deshalb über normal mit Schulden belastet sind , und

daß , wenn im übrigen Steuerpflichtige über V - des Wer¬
tes ihres Aktivvermögens mit Schulden belastet sind , es

sich nicht selten um Leute handelt , die in ihrer wirtschaft¬
lichen Existenz ohnehin gefährdet sind , und denen auch
mit ein paar Mark weniger Steuer im Jahre nickst aufzu¬
helfen ist . Aus diesen Gründen war die Kommission der

Meinung , daß man es am besten bei denjenigen Bestim¬
mungen belasse , die der Entwurf in bezug auf den Steuer¬

abzug vorschlägt , und die auch schon im Entwurf vom

Jahre 1899 enthalten waren .
Der allgemeine Schuldabzug , von dem im K 7 die Rede

ist , bezieht sich nur auf K a p i t a l s ch u l d e n . Nur Ka¬

pitalschulden dürfen darnach abgezogen werden , nicht aber

Zinsschulden , falls diese nicht etwa wieder bereits kapita¬
lisiert sind , und ebenso wenig Nentenschulden , die ein

Steuerpflichtiger auf sich hat
Nach der Bestimmung in Abs atz 3desZ 7 war in der

Regierungsvorlage vorgeschlagen , daß , abweichend von
dem , was sonst für alle Steuerpflichtige gilt , die Ge¬
meinden , auch die Kirchengemeinden , und die Kreise ihre
Schulden voll abzuziehen berechtigt sein sollten von ihrem
steuerbaren Vermögenswert . Die Kommission hat jedoch
diesen Absatz 3 gestrichen . Sie hat dabei erwogen ,
daß die Bevorzugung , welche hier eingeräumt werden soll ,
weit über das bisherige Maß hinausgehe . Sie hat
aber auch weiter erwogen , daß diese Bevorzugung im

wesentlichen nur den großen leistungsfähigen Städten

zugute käme , die eine planmäßige Anleihepolitik betrei¬
ben und daneben ihren Steuerfuß nieder halten , während
dagegen dieser erweiterte Schuldenabzug den kleineren
Gemeinden wenig nützen würde , da diese eine Anleihe -

Politik nach ihren Verhältnissen nicht treiben können und

auch nicht treiben , vielmehr im wesentlichen ihre Aus¬

gaben durch Erhebung entsprechender Umlagen decken,
und infolgedessen vielfach sehr viel höhere Umlage haben ,
als die großen Gemeinden . Aus diesen Gründen hat die

Kommission mit großer Mehrheit den Absatz 3 in der

Vorlage der Negierung gestrichen .
Eine allgemeine Freigrenze bei der Vermögens¬

steuer existiert nach dem vorliegenden Entwurf nicht; es
gibt nur Freigrenzen bei der Aufstellung der Einzel¬
kataster : so wird z . B . bei dem Kataster für das gewerb¬
liche Betriebsvermögen Vermögen , das den Betrag von
1000 M . nicht übersteigt, nicht in das Kataster ausge¬
nommen ; ebenso nicht in das Kataster für die Kapitalien
ein Vermögen , das 1000 M . nicht übersteigt. Nur eine
allgemeine Freigrenze ergibt sich mittelbar aus der Be¬
stimmung , daß , wenn das steuerbare Vermögen nicht
durch 500 teilbar ist , eine Abrundung auf die nächst
niederen 500 stattfindet . Aus dieser Bestimmung wird
man folgem müssen, daß , wenn das Vermögenssteuer¬
kataster — es kann sich

' dabei nur um liegenschaftliches
Vermögen handeln — unter 500 M . bleibt , dann
Steuerfreiheit für dieses Vermögen eintritt.

Also ich sage : nach dem vorliegenden Entwurf , an
dem in dieser Beziehung die Kommission nichts geändert
hat , gibt es eine allgemeine Freigrenze nicht. Wohl
aber ist in der Kommission von einer Seite ein Antrag
gestellt worden, eine generelle Freigrenze von 3000 M-

einzusühren. Dieser Antrag ist indessen in der Kommis¬
sion mit großer Mehrheit abgelehnt worden. Zur
Begründung des Antrages wurde geltend gemacht , daß
Leute, die nur mit einem so kleinen Vermögen bis zu
3000 Mark ausgestattet sind , wenig leistungsfähig seien ,
und daß es sich deshalb rechtfertige, sie von der Steuer

ganz freizulassen, daß überdies , wenn man derartige
kleine Vermögen aus dem Vermögenssteuerregister weg¬

lasse, man auch eine Masse Arbeit sowohl bei der Kata¬

strierung als auch später bei Erhebung der Steuer sparen
würde. Gegen den Antrag wurde jedoch von anderer
Seite und auch von der Seite der Großh . Regierung
eingewendet, daß die Befreiung für den Einzelnen von

verhältnismäßig geringer , für die Staatskasse aber in der

Gesamtwirkung von sehr erheblicher Bedeutung sei ; ein

Vermögenssteuerwert von 3000 Mk. hat , wenn man von

einem Steuerfuß von 10 Pfennig ausgeht , jährlich nur

3 Mk . Steuer zu entrichten. Weiter wurde erwogen,

daß , wenn man die Vermögen bis 3000 Mk . freiWen
würde, an dem Ausfall auch Leute mittragen müßten,

die selbst nur wenig über 3000 Mk . Vermögen beschM '

und nicht wesentlich leistungsfähiger sind als solche M

3000 Mk. Endlich und hauptsächlich aber wurde a^
geführt : Nach den Bestimmungen des Einkommens«»
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gesetzes sind Leute , deren Jahreseinkommen 900 Mk . nicht
übersteigt , frei von der Einkommensteuer . Wenn man
nun auch sämtliche Leute bis zur Grenze von 3000 Mk .
noch von der Vermögenssteuer freilassen wollte , so wäre
die Folge , daß ein sehr großer Teil der für die Be¬
steuerung in Betracht Kommenden , vielleicht zwei Drittel
oder noch mehr , keine direkte Steuer mehr zu
entrichten hätten , weder Einkommensteuer noch Ver¬
mögenssteuer ; sie würden aber trotzdem alle Rechte und
Vorteile als Staatsbürger genießen . Es sei aber aus
ethischen und staatspolitischen Gründen nicht wünschens¬
wert , daß eine so große Reihe von Staatseingesessenen
auf der einen Seite alle Rechte im Staate ausüben , alle
Vorteile des Staates genießen , auf der andern Seite
aber keinerlei direkte Steuern zu leisten hätten . Man
müsse das Gefühl erhalten , daß derjenige , der Rechte
ausüben will , auch Pflichten zu übernehmen hat nach
Maßgabe seiner Leistungsfähigkeit .

So wenig wie eine allgemeine Freigrenze , gibt es in
dem vorliegenden Entwurf eine allgemeine Pro¬
gression für die Besteuerung ; es gibt nur
eine Progression , welche sich auf das Kataster für die
gewerblichen Betriebsvermögen bezieht . In der Kommission
ist aber auch in dieser Richtung von einer Seite ein
Antrag gestellt worden dahin , man solle eine generelle
Progression für das im Vermögenssteuerkataster vereinigte
Vermögen einführen , beginnend bei einem Vermögen von
50 000 M . mit einem prozentualen Zuschlag von 10 "/g
und steigend in Stufen bis zur Höhe von 750 000 M .
und einem Maximalzuschlag von 100 Proz . Zur Be¬
gründung wurde geltend gemacht , daß , je größer der

Vermögensbesitz werde , desto leistungsfähiger sei im all¬
gemeinen der Steuerpflichtige . Beigefügt wurde , wenn man
diese Progression einführe , gewinne man damit auch die

nötigen Mehreinnahmen , um die vorhin bereits erörterte
Freigrenze bis zu 3000 Mark gewähren zu können .
Auch dieser Antragauf Einführung einer
allgemeinen Progression wurde aber in der
Kommission mit großer Mehrheit abgelehnt und
zwar deswegen , weil man sich sagte : das in dem Ver -

mögenssteuerkataster vereinigte Vermögen , das aus ver¬
schiedenen Bestandteilen sich zusammensetzt , wird nicht in
allen seinen Teilen in dem gleichen Maße mit fortschrei¬
tender Größe auch entsprechend rentabler . Es kann das
wohl im allgemeinen gesagt werden von gewerblichen
Betrieben , nicht aber z . B . bei Hanshaltsfahrnissen , bei
Kapitalien , bei landwirtschaftlichen Betrieben . Deshalb
sei es nicht gerechtfertigt , eine generelle Progression für
alle in dem Vermögenssteuerkataster vereinigten Vermögens -
wile einzuführen , vielmehr könne es sich nur darum
handeln , an den geeigneten Stellen inbe -

ätzg ans dre Spezialkataster eine Progression
einzuführen , wie das bei 8 54 schon nach der Regie¬
rungsvorlage der Fall ist und nach den ^ Beschlüssen der
Kommission noch in erhöhtem Maße der Fall sein soll .

Das nun sind im wesentlichen die allgemeinen
fragen , die ich hier kurz berühren möchte .

sind nun will ich dazu übergehen , von der Veran¬
lagung der verschiedenen Vermögensteile zu sprechen ,
und von dem , was bei diesen Bestimmungen des Gesetz¬
entwurfes hervorzuheben ist .

Da komme ich zunächst an den Abschnitt , der von der

Katastrierung des liegenschaftlichen Ver¬
mögens handelt . Allgemein ist da hervorzuheben , daß
° as gesamte liegenschaftliche Vermögen amtlich ein -
9esch ätzt worden ist und auch in Zukunft , soweit nötig ,
amtlich eingeschätzt werden soll , im Gegensatz zu dem
Vermögen , welches in den Betriebskatastern und in den
Katastern für das bewegliche Vermögen vorkommt , bezüg¬

lich dessen die Pflicht des Steuerpflichtigen zur Abgabe
einer Steuererklärung besteht . Die Neueinschätzung
bezüglich des liegenschaftlichen Vermögens beruht auf
dem bereits erwähnten Teilgesetz vom 9 . August 1900 .

In dem gegenwärtigen Gesetzentwurf sind also Bestim¬
mungen über die Einschätzung der Liegenschaften im all¬

gemeinen nicht mehr aufzunehmen gewesen , sondern es
wird da im wesentlichen auf die Bestimmungen in dem

Gesetz vom 9 . Aug . 1900 hingewiesen werden . Aufzu¬
nehmen waren in das gegenwärtige Gesetz nur Bestim¬
mungen , die sich auf eine Revision jener Einschätzungen ,
auf einige Steuerbefreiungen und auf die Fortentwicklung
der Kataster in der Zukunft beziehen .

Bei der Beratung des Abschnittes über die liegenschaft¬
lichen Kataster ist in der Kommission auch die Frage
erörtert worden , ob es sich nicht empfehle , auch
bezüglich der Liegenschaften die Pflicht der

Fatierung für den Steuerpflichtigen gesetzlich einzu¬
führen . Sowohl seitens der Großh . Regierung , wie
seitens der Mehrheit der Kommissionsmitglieder hat man
sich jedoch dagegen ausgesprochen , indem man sagte :
die Fatierung ist die richtige Art der Feststellung des
steuerbaren Wertes nur da , wo es sich im wesentlichen
um Addierungen handelt , um Zusammenstellung von ver¬
schiedenen Vermögenswerten , wie z . B . bei den Kapitalien .
Wo es sich aber , wie bei den Liegenschaften , im wesent¬
lichen um Schätzungen handelt , da ist die amtliche
Schätzung einer Fatierung vorzuziehen . Sie bietet mehr
Gewähr dafür , daß der steuerbare Wert richtig erfaßt
wird ; und daß er in jedem Falle richtig erfaßt wird ,
das liegt auch im Interesse der anderen Steuerpflichtigen ,
die Liegenschaften besitzen , weil die eine Schätzung nicht
ohne Einfluß sein kann auf die Schätzung anderer Liegen¬
schaften .

Eine Freigrenze besteht bei den liegenschaft¬
lichen Katastern , im Gegensatz zu den Katastern für
das Betriebs - und das sonstige bewegliche Vermögen ,
nicht . Hier wird jedes Grundstück , jeder Wald , jedes
Gebäude in das Kataster ausgenommen , gleichgültig , wie
hoch sein Wert ist . Nur einzeln st eh ende Ge¬
bäude und Hütten unter 100 Mark Wert — in
Betracht kommen da insbesondere kleine Heustadel , wie
man sie im Gebirge findet — werden nicht kata -

striert . Die Katastrierung aller Liegenschaften ohne
Rücksicht auf ihren Wert ist eingeführt , weil eben die

Liegenschaften ein für alle mal geschätzt sind und die

Schätzung Geltung behält , bis eine Abänderung erfolgt ,
und weil die Liegenschaften nicht dauernd in ein und

derselben Hand bleiben , sondern ihren Besitzer unter Um¬
ständen wechseln , sodaß möglicherweise viele kleinen Grund¬
stücke in einer Hand vereinigt sein können , die dann ,
wenn man sie bis zu einem gewissen Wert nicht kata -

strieren würde , alle steuerfrei bleiben würden , auch wenn
sie in größerer Zahl in einer Hand vereinigt sind . Von
großer Bedeutung ist diese Freigabe einer Freigrenze
bei den Liegenschaften übrigens nicht . Sie würde , wenn
man sie , wie bei dem gewerblichen Betriebsvermögen und
bei den Kapitalien , auf 1000 Mark festsetzen würde , nur
1 Mark für den einzelnen Steuerpflichtigen ausmachen ,
wobei noch in Betracht kommt , daß , wenn der Mann
unter 500 Mark steuerbares Vermögen besitzt , er aus
der Steuer schon aus dem Grunde herausfällt , weil ,
wenn die Summe des steuerbaren Vermögens nicht mit
500 ohne Not teilbar ist , eine Abrundung nach unten
stattfindet .

Soviel gilt im allgemeinen von allen liegenschaftlichen
Katastern . Und nun will ich zunächst noch etwas näher
vom Waldkataster reden . Die Waldungen sind ein -
geichätzt nach dem jährlichen Haubarkeitsertrag
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d . h . es ist berechnet , welchen Holzertrag das Hektar Wald
eines gewissen Distrikts bei der üblichen Bewirtschaftungs¬
methode nach Umfluß der Haubarkeitsperiode liefert und
wieviel dieser Holzertrag nach den Holzpreisen der Jahre
1895 bis 1899 wert ist . Durch Multiplikation des Preis¬
ergebnisses mit 25 wird der Ertrag des Hektars für die
ganze Umtriebsperiode festgestellt und dann ausgerechnet ,
wie viel hiernach der jährliche Haubarkeitsertrag ausmacht .
Nach diesem Maßstab wird dann der steuerbare Wert
der einzelnen Waldparzellen bestimmt . Sowohl aus der
Anwendung der neuen Holzpreise als auch aus der An¬
wendung des höheren Multiplikators von 25 statt bisher
23,6 hat sich bei der Neueinschätzung der Waldungen
eine sehr bedeutende Erhöhung des steuerbaren
Wertes ergeben . Dieser hat bisher 202446000 Mk .
betragen ; er beträgt jetzt in Zukunft 458000000 Mk . ,
das ist eine Steigerung um 126 Prozent — was , wenn
man von dem Schuldenabzug absieht und einen künftigen
Steuerfuß von 10 Prozent annimmt , eine Mehrbelastung
des Waldes von jährlich 154000 Mk . ausmachen würde .

Bestimmt ist in dem Gesetzentwurf auch, daß neu an¬
gelegte Wälder , Wälder , die unter dem neuen Ver¬
mögenssteuergesetz neu angelegt werden , zwanzigjährige
Steuerfreiheit genießen sollen , wie das auch bisher
schon der Fall ist .

Jnbezug auf die sonstigen Grundstücke und die Gebäude
hat die Kommission beschlossen , eine Berichtigung des
Katasters auch dann eintreten zu lassen , wenn die ur¬
sprüngliche Einschätzung sich als um 10 Proz . zu hoch
oder zu nieder erweist . Eine derartige Bestimmung in -
bezug auf die Waldungen ist bis jetzt in dem Gesetzent¬
wurf nicht enthalten ; sie findet sich weder in der Regie¬
rungsvorlage , noch ist sie bei der Kommissionsberatung in
den Entwurf gebracht worden . Es scheint sich mir aber
zu empfehlen , daß wir , analog den Bestimmungen , wie
sie für die sonstigen Grundstücke und die Gebäude gelten ,
auch eine Bestimmung inbezug auf die Waldungen in das
Gesetz hereinbringen , und ich denke , daß im Laufe der
Beratungen noch ein derartiger Antrag im Hause einge¬
bracht werdtz » wird .

Was die sonstigen Grundstücke anbelangt , so be¬
stimmt der 8 30 , welche Grundstücke nicht zu veran¬
lagen sind ; es handelt sich dabei im allgemeinen
um Grundstücke , die staatlichen oder öffentlichen Zwecken
dienen . In einigen Petitionen sind Wünsche ausge¬
sprochen worden , die Befreiung auf noch andere Grund¬
stücke auszudehnen . Die Kommission verhielt sich jedoch
diesen Anregungen gegenüber ablehnend , und es wird nicht
notwendig sein , daß ich hier des weiteren auf die Details
eingehe .

Die sonstigen Grundstücke sind ebenso, wie der Wald ,
auf Grund des Gesetzes vom 9 . August 1900 geschätzt ,
und zwar nach ihrem gegenwärtigen Verkehrswert , wobei
der Kaufpreis der Jahre 1895 bis 1899 , die Mietwerte ,
die Lage , die Ertragsfähigkeit und überhaupt alle
Momente berücksichtigt werden sollten , die geeignet sind ,
einen Anhalt für die richtige Bemessung des Verkehrs¬
wertes zu geben . Ob das nun überall in zutreffender
Weise durchgeführt worden ist , ist eine Frage , bezüglich
der man Zweifel haben kann . Jedenfalls ist die Tatsache
festzustellen , daß eine sehr bedeutende Vermehrung
der Steuerwerte nach der Neueinschätzung stattgefunden
hat . Nach den statistischen Mitteilungen , die von Seiten
der Großh . Regierung vorgelegt worden sind , beträgt
das Grundsteuerkapital für die nicht überbauten Grund¬
stücke, ausschließlich des Waldes , gegenwärtig 1294 Mill .
M - , es wird aber , nach den Neueinschätzungen , in Zu¬
kunft 2150 Millionen M . betragen : das ist eine
Steigerurrg von 65,76 Proz . über den bisherigen

Steuerschätzungswert hinaus ; und wenn man davon aus¬
geht , daß eine Steuer von 10 Pf . (gegenüber gegen¬
wärtig 15 Pf .) angewendet würde , und wenn man
einen Schuldenabzug nach 8 7 nicht in Betracht zieht , so
würde das eine steuerliche Mehrbelastung des Grund¬
stückvermögens von jährlich rund 208 000 M . bedeuten .

Und da eben ist nun einer der Punkte , wo nach der
Meinung der Kommission ein Ausgleich mit Rücksicht
auf die Ertragsfähigkeit der verschiedenen Vermögensbe¬
standteile zu schaffen ist , um eine zu große Verschiebung
der steuerlichen Belastung zu Ungunsten der Landwirt¬
schaft und zu Gunsten der gewerblichen Großbetriebe zu
verhüten . Es ist deshalb von einer Seite in der
Kommission der Antrag gestellt worden , daß bei der
Veranlagung der landwirtschaftlichen Grundstücke eine
Abschreibung von 20 Proz . an dem Schätzungs¬
wert gemacht werden solle. Die Gründe habe ich im
Wesentlichen bereits angedeutet : man hat ausgeführt , daß
das landwirtschaftliche Vermögen nicht in dem Maße
rentabel sei , wie anderes Vermögen , daß die Schätzung
auffallend hoch ausgefallen sei , und daß es sich deshalb
rechtfertige , an dem geschätzten Vermögenswert eine
prozentuale Abschreibung vorzunehmen . Dieser Vorschlag
wurde anfänglich von einer Seite der Kommission und auch
von Seiten der Großh . Regierung bekämpft , und bei der
Abstimmung wurde der Antrag zunächst mit Stimmen¬
gleichheit abgelehnt . In der Folge hat man sich aber
dahin verständigt , daß bei Schätzungswerten von 80000
bis 60000 M . eine Abschreibung von 10 Proz . statt¬
finden solle, bei Schätzungswerten von 60000 bis 40000
M . eine Abschreibung von 15 Proz . , bei Schätzungs¬
werten von 40000 bis 15 000 . M . eine Abschreibung
von 20 Proz . , bei Schätzungswerten von 15000 M . und
weniger eine Abschreibung von 25 Proz .

Es ist nicht möglich, auf Grund der Statistik , die
öffentlich vorliegt , den Effekt dieser Abschrei¬
bungen genau auszurechnen . Man müßte dazu die
Schätzungsoperate aus den einzelnen Gemarkungen
haben . Aber nach den Berechnungen , die ich auf Grund
des zugänglichen Materials unter Benützung der statisti¬
schen Angaben über die Größe der verschiedenen land¬
wirtschaftlichen Betriebe angestellt habe , bietet dieser An¬
trag , wie er schließlich in der Kommission angenommen
worden ist , der Landwirtschaft im ganzen eine ebenso
große Entlastung , wie sie der Landwirtschaft durch eine
Abschreibung von 20 Proz . an allen Kapitalien geboten
worden wäre , nur bekommen die kleineren Besitzer jetzt
eine stärkere Entlastung , als sie bei einer gleichmäßigen
Abschreibung von 20 Proz . bekommen hätten , während
eine Anzahl große Grundbesitzer jetzt gar keine Abschrei¬
bung bekommen . Der Antrag auf allgemeine Abschrei¬
bung von 20 Prozent beruhte aber auf einem anderen
Grundgedanken —als die später angenommene Degression ,
auf dem Gedamen nämlich , daß das landwirtschaftliche
Vermögen weniger rentabel sei , als das großgewerbliche
Vermögen und daß die landwirtschaftliche Rente eine
Steigerung mit dem Wachstum des Besitzes nicht erfahre ,
die Verhältnisse größerer Betriebe im Gegenteil eher
schwieriger seien als die kleineren Betriebe , die im
wesentlichen mit eigenen Familienangehörigen die Land¬
wirtschaft betreiben können . Man wollte indessen an
diesem Punkte das Gesetz nicht scheitern lassen , und hat
deshalb die Verständigung gefunden und die Degression
angenommen , die ich vorhin angegeben habe .

Neu eingefügt in den Abschnitt über die Veranlagung
unüberkauter Grundstücke hat die Kommission eine Be¬
stimmung , wonach eine Aenderung der Einschätzung
stattfinden kann , wenn nachgewiesen wird , daß die

Schätzung um 10 Proz . zu hoch oder zu nieder ist . Der
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Entwurf , dm die Regierung vorgelegt hat , gestattet nach
seinem Wortlaut eine Aenderung der Schätzung nur ,
wenn eine Veränderung in dem Zustand des Grundstückes
eingetreten ist . Die Kommission war aber der Meinung ,
daß man sich damit nicht begnügen solle , sondern daß
man die Möglichkeit einer Korrektur der Schätzung geben
solle , auch für den Fall , daß nachgewiesen werden kann ,
daß die Schätzung von Haus aus schon in dem ange¬
gebenen Maße unrichtig war . Dadurch wird das
Kataster sehr viel beweglicher , als es nach dem
Regierungsentwurf war . Es kann . nun jederzeit das Ka¬
taster dem wirklichen Werte folgen ; ! es kann jederzeit die
Berichtigung einer unrichtigen Schätzung verlangt werden ,und es wird Sache derjenigen sein , die ihre Grundstücke
für zu hoch geschäht halten , die Beweise dafür zu sammeln ,
daß in der Tat eine unrichtige Schätzung vorliegt , und
dann bei dem nächsten Ab - und Zuschreiben eine Korrektur
in der Einschätzung zu beantragen .

Was die Gebäude anbelangt , so sind auch diese
geschätzt worden aufgrund des Gesetzes vom 9 . August
1900 . Auch der Abschnitt über die Veranlagung der
Gebäude zählt eine Reihe von Gebäuden auf , die frei
sein sollen von der Veranlagung . Darunter kommen
auch die Pfarrhäuser vor , und um diese Pfarrhäuser
ist in der Kommission eine längere Diskussion geführt
worden . Bisher haben die Pfarrhäuser zwar in der
Gemeinde eine gewisse steuerliche Begünstigung , sie sind
aber von der Staatssteuer nicht befreit . Nach der Regie¬
rungsvorlage sollte jedoch den Pfarrhäusern neben den
Kultusgebäuden die Steuerfreiheit gewährt werden . In
ter Kommission ist aber diese Steuerfreiheit abgelehnt
worden. Man hat gesagt , es solle bei dem bisherigen
Zustand bleiben ; und wenn etwa die Pfründen nicht in
der Lage seien , die Steuer für die nach der neuen
Schätzung erhöhten Werte der Pfarrhäuser ohne Gefähr¬
dung der Existenz der Pfründeninhaber zu bestreiten ,
so werde es Sache der Kirchen sein , die nötigen Mittel
im Wege der Kirchensteuer aufzubringen , um den Aus -
M zu decken. Von anderer Seite wurden andere Er¬
wägungen geltend gemacht ; es wird aber nicht nötig sein ,
darauf hier des weiteren einzugehen .

Es sind in einigen Petitionen auch Anregungen gegebenworden aus Ausdehnung der Befreiung von
Gebäulichkeiten über die Vorschläge des Entwurfes
Maus . Auch darüber glaube ich mich aber nicht weiter
erbreiten zu sollen . Die Kommission war der Meinung ,allen diesen Anregungen eine weitere Folge nichtöu geben sei .
- ^ ch bezüglich der Häuser hat sodann die Kommission

L .
E
. Bestimmung . in das Gesetz hereingebracht , daß die

^ W^ ung nicht nur dann berichtigt werden kann , wenn
W

^r letzten Einschätzung eine Aenderung in dem Zu¬no des Gebäudes stattgefunden hat , sondern auch dann ,
^ herausstellt und dargetan werden kann , daß

in m
^ ursprüngliche Schätzung selbst um mindestens

. Prozent zu hoch oder zu niedrig war . Auch die
^ nd geschätzt nach ihrem gegenwärtigen Verkehrs -

nnter Zugrundelegung der Kaufpreise der Jahre
s- r ; . 1899 , der Mietpreise , der Lage , der Ertrags -

aller der Umstände , die überhaupt bei der
M Antzung nach dem gegenwärtigen Verkehrswert einen

aber ^ ^ die Bewertung abgeben können . Danach
» . hat sich das Häuserkapital in noch überraschenderer
diekos den Grundstücken , erhöht , und zwar ist

Kapital der Häuser gestiegen nach der Neuein -
^

°tzung von 1380 Millionen
'

auf 32351 Millionen oder

öas Anderen Lesart auf 32361 Millionen Mark ;
bisk»* ' E eine Steigerung ausmachen gegenüber dem

i rigen Steuerwert um 135 bezw . 144 Prozent , und

wenn man den Steuerfuß von 10 Pfg . ohne Schulden¬
abzug zugrundelegt , so würden in Zukunft die Häuser1176000 Mk . mehr an Steuern aufzubringen haben
als bisher . Ein teilweiser Ausgleich wird sich aber aus
der Reduzierung des geschätzten Kapitals durch den
Schuldenabzug ergeben .

Soviel über die liegenschaftlichen Kataster .
Ich komme nun an das Betriebsvermögen . Nach

dem Regierungsentwurf sollte der Steuer nur das
gewerbliche Betriebsvermögen unterworfen werden ,
nicht aber das landwirtschaftliche Betriebsvermögen .
Auf diesem Standpunkt stand auch schon die zweite
Denkschrift , wie auch der Entwurf des verstorbenen Finanz¬
ministers Buchenberger vom Jahre 1899 . Es entspricht
dieser Zustand auch dem Hergebrachten in Baden ; die
landwirtschaftlichen Betriebsfahrnisse sind im Groß¬
herzogtum niemals einer Besteuerung unterworfen ge¬
wesen . Man muß aber anerkennen , daß diese Freilassung
mit den Grundgedanken der Vermögenssteuer in Wider -,
spruch steht , die eben alles Vermögen erfassen will , und
auch mit dem Bestimmungen des preußischen und hessischen
Vermögenssteuergesetzes .

Die Frage der Besteuerung des landwirtschaftlichen
Betriebsvermögens ist in der Kommission in einen ge¬
wissen Zusammenhang gebracht worden mit der Frage
der Besteuerung der Haushaltsfahrnisse . Es ist von
einer Seite in der Kommission der Antrag gestellt worden ,die landwirtschaftlichen Betriebsfahrnisse zu besteuern .
Von anderer Seite ist gewünscht worden , man sollte
Leide Kategorien von Vermögen , die landwirtschaftlichen
Betriebsfahrnisse sowohl wie die Haushaltfahrnisse , steuer¬
frei lassen , wie es bisher gewesen . Nachdem aber die
Lage derartig geworden war , daß voraussichtlich die land -
wiäschastlichen Betriebsfahrnisse wenigstens von einem ge¬
wissen Wert an der Besteuerung unterworfen worden
wären , hat man dann auf der Seite , die am liebsten
beide Kategorien von Vermögen freigelassen hätte , ge¬
sagt , man könne sich mit einer Besteuerung der landwirt¬
schaftlichen Betriebsfahrnisse nur allenfalls dann absurden ,wenn gleichzeitig eine Besteuerung der Haushaltungssahrniss ?
stattfinde . Auf dieser Basis ist dann schließlich eine Verständi¬
gung zustande gekommen und in der Kommission beschlossen
worden , daß neben dem gewerblichen Betriebskapital auch das
landwirtschaftliche Betriebskapital der Vermögenssteuer
unterworfen werden soll , jedoch nicht in seiner ganzen
Ausdehnung , sondern so , daß bei einem Gesamtwert des
landwirtschaftlichen Betriebsvermögens von 50 000 bis
40 000 Mark eine Abschreibung von 20 Prozent statt¬
finden solle , bei einem Gesamtwert von 40 000 bis
30 000 Mark eine solche von 40 Prozent , bei einem
Gesamtwert von 30000 bis 20 000 Mark eine solche
von 60 Prozent , und daß das landwirtschaftliche Be¬
triebsvermögen eines Steuerpflichtigen , das insgesamt den
Wert von 20000 Mark nicht übersteigt , steuerfrei
bleiben solle . Dabei ist zu bemerken , daß Futtervorräte ,
Streuvorräte , Düngervorräte , sowie das Saatgut , das
für die eigene Wirtschaft bestimmt ist , steuerfrei zubleiben hat . Für die Feststellung des steuerbaren Ver¬
mögens ist dabei , wie überall , der Stand vom 1 . April
maßgebend .

Bei der hohen Stufe , mit der die Besteuerung der
landwirtschaftlichen Betriebsfahrnisse erst beginnt , werden
weitaus die meisten Landwirte von dieser Besteuerung
verschont bleiben und nur ganz große Betriebe für die
Besteuerung in Betracht kommen .

Betroffen werden davon namentlich große Gutspächter ,und bezüglich dieser wird man wohl anerkennen müssen ,daß die Besteuerung ihres Betriebsvermögens nicht als
ungerecht erscheint ; denn diese großen Gutspächter haben
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in ihren Betrieben ein erhebliches Vermögen stecken,

welches bisher keinerlei Ertragsbesteuerung unterworfen
war , und wenn es nun nach den Bestimmungen des

Entwurfes zur Besteuerung herangezogen wird , so wird

man das wohl als gerecht verantworten können .
Was das gewerbliche Vermögen anbelangt , so ist

in der Kommission der Antrag gestellt worden , die Be¬

stimmung des Entwurfs zu streichen , wonach die Ge¬

meindesparkassen steuerfrei bleiben sollen . Der

Antrag ist jedoch mit Mehrheitsbeschluß abgelehnt worden .
Man hat für diesen Antrag geltend gemacht , daß die

großen Gemeindesparkafsen , namentlich die alten , jährlich

sehr bedeutende , in die Hunderttausend gehende Rein¬

erträge erzielen , daß sie diese Reingewinne dadurch er¬

zielen , daß Leute ihr Vermögen bei der Kasse einlegen ,
die zumteil nicht am Sitze der Kasse selbst wohnen , und

daß auf der anderen Seite Beträge ausgeliehen werden ,
deren Schuldner gleichfalls nicht am Sitze der Kasse wohnen .
Die Gewinne würden also geschaffen auf Kosten von Leuten

denen die Ueberschüsse in keiner Weise zu gute kämen .

Außerdem aber machten die Gemeindesparkassen auch sonst

Geschäfte , indem sie z . V . Liegenschaftskaufschillinge auf¬

kaufen usw . Hiernach liege ein Gewerbebetrieb von so

großer Bedeutung vor , daß es gerechtfertigt sei , die Kassen

zur staatlichen Steuer heranzuziehen . Der Antrag wurde

gleichwohl abgelehnt . Es wurde dagegen ausgeführt : die

Gemeindesparkassen müßten nach den Bestimmungen des

Gemeindesparkassengesetzes ihre Ueberschüsse zu gemein¬

nützigen Zwecken verwenden , und zwar zu solchen , zu denen

die Gemeinden nicht schon an sich durch gesetzliche Verpflich¬

tung angehalten sind . Es kämen also die Ueberschüsse dem

Gemeindewohl zu statten , weshalb sich die Steuerfrei¬

lassung , wie sie der Gesetzentwurf vorgeschlagen hat , recht -

fertige .
Eine längere Erörterung hat sich sodann über den

8 51 Ziffer 3 entspannen , wo von den Vorschuß - und

Kreditvereinen und von den Einkaufs - und Verkaufsge¬
nossenschaften die Rede ist . Nach 8 51 Ziffer 3 sollen

Vorschuß - und Kreditvereine , deren Betriebs¬

kapital 50V00 M . nicht übersteigt , steuerfrei bleiben .

Hier wurde von den gleichen Antragstellern , die gegen die

Steuerfreiheit der Gemeindesparkassen austraten , der An¬

trag gestellt , auch diese Vorschuß - und Kreditvereine ins¬

gesamt zu besteuern , weil auch diese Vorschuß - und Kredit¬
vereine an ihre Mitglieder recht erhebliche Gewinne ver¬
teilen , und deshalb auch eine entsprechende Steuer gerecht¬

fertigt sei . Dieser Antrag wurde indessen von den An¬

tragstellern zurückgezogen , nachdem der Antrag auf Streichung
der Steuerfreiheit der Gemeindesparkafsen abgelehnt wor¬

den war .
Gestrichen wurde dagegen eine andere Bestimmung des

Entwurfes nämlich die Bestimmung im 8 53 Absatz 4 ,

wonach Vorschuß - und Kreditvereine , deren Steuerkapital

mehr als 50 000 M . beträgt , nur mit der Hälfte ihres

Betriebskapitals zur Besteuerung herangezogen werden

sollen .
Zum 8 51 sind in der Kommission noch weitere An¬

träge gestellt worden . Der 8 51 , Ziffer 3 gibt von der

Veranlagung frei : die landwirtschaftlichen Einkaufs - und

Verkaufsgenossenschaften und die Genossenschaften , die sich
damit befassen , landwirtschaftliche Arbeitsgerätschaften oder

Maschinen anzuschaffen , welche der Benutzung der Ge¬

nossenschafter dienen sollen . In verschiedenen Petitionen
waren Wünsche ausgesprochen dahin , daß man diese Ver¬

günstigungen auch auf kleingewerbliche und Hand¬

werkergenossenschaften ausdehnen solle . Diese An¬

regung der Petitionen hat in der Kommission Anklang

gefunden , und es ist einstimmig beschlossen worden , die

gleichen Begünstigungen auch auf die kleingewerblichen
und Handwerkergenossenschaften auszudehnen .

Von anderer Seite ist sodann der Antrag gestellt
worden , daß die Begünstigungen , wie sie 8 53

Ziffer 3 den landwirtschaftlichen Einkaufs - und Verkauf¬

genossenschaften und nun nach dem Beschluß der Kommission

auch den Handwerkergenossenschaften gewährt werden , auch

ausgedehnt werden sollten auf Rohstoffvereine , Pro¬

duktivgenossenschaften , Konsumvereine und Bau¬

genossenschaften , sofern die letzteren öffentlichen Zwecken

dienten . Es wurde dabei geltend gemacht , daß diese Ver¬

einigungen im großen und ganzen auch dazu bestimmt

seien , kleineren Leuten die Existenz zu erleichtern und sie

in ihrem wirtschaftlichen Vorwärtskommen zu fördern , und

daß es deshalb gerechtfertigt sei , auch ihnen die gleichen

Vergünstigungen zukommen zu lassen . Von anderer Seite

wurde aber darauf hingewiesen , daß es sich bei diesen

Produktivgenossenschaften , Konsumvereinen und Baugenossen¬

schaften um Genossenschaften ganz anderer Art handele , als die¬

jenigen Genossenschaften sind , die die Bevorzugung nach den Be¬

stimmungen des Entwurfs genießen . Letztere Genossen¬

schaften , befaßten sich alle damit , entweder Rohstoffe ,
Materialien , Saatgut u . dgl . für ihre Mitglieder em-

zukaufen , wobei die Mitglieder selbständige Landwirte oder

oder selbständige Gewerbetreibende sind . Auch die Ver¬

kaufsgenossenschaften wollen nur Produkte oder Fabrikate

verkaufen , die von den Genossen in selbständigen Be¬

trieben hergestellt sind . Bei den Konsumvereinen ,

Produktivgenossenschaften und Baugenossenschaften handelt

es sich jedoch aber um Genossenschaften , die einen eigenen

selbständigen Betrieb führen und die also als

Konkurrenten neben die Kaufleute , die Gewerbetreibenden

und Handwerker hinzutreten . Die Kommission war in

ihrer großen Mehrheit aber der Meinung , daß es zwar

durchaus berechtigt sei , die in ihrem Betriebe selbstän¬

digen Mitglieder der Erwerbs - und Wirtschaftsgenossen -

schasten zu fördern , daß es aber nicht wünschenswert sei ,

in dem gleichen Maße die selbständigen Genossenschaften

zu begünstigen , die als Konkurrenten den selbständigen

Kaufleuten , Gewerbetreibenden usw . gegenübertreten .

Ein weiterer Antrag zum 8 51 ist sodann in der

Kommission zu der Ziffer 5 gestellt worden . Die Ziffer 5

des 8 51 bestimmt die Freigrenze von 1000 Mark

für das gewerbliche Betriebskapitel . Es ist

nun der Antrag gestellt worden , diese Freigrenze auf

3000 M . hinaufzurücken . Im Verlauf der Diskussion

ist dann der Antrag auf 2000 M . reduziert worden.

Aber auch dieser Antrag wurde mit Majorität abgelehnt
und zwar deswegen , weil man gesagt hat , eine derartige

Erhöhung der Freigrenze macht in ihrer Totalität sür

den Staat immerhin einen großen Ausfall , während er

dagegen sür den Einzelnen von einer ganz geringen Be¬

deutung ist . Ein Betrag von 2000 M . Betriebskapital

macht eine Steuer von 2 M . im Jahre aus . DM

Steuer von 2 Mark könne für die Prosperität eines

Betriebes , auch wenn er von geringem Umfang M-

nicht ausschlaggebend sein . Außerdem kommt m

Betracht , daß ja , wie ich bereits eingangs meines

Vortrags bemerkte , die Einzelkataster als Grundlage

für die Besteuerung in der Gemeinde dienen sollen ;

wenn man also bei der Aufstellung der Kataster die Ge¬

werbetreibenden mit einem Steuerkapital bis 2000 rn -

aus dem Kataster herauslasse , so wäre die Folge , das

dann alle diese Leute auch für die Gemeinhebesteuerung
nicht weiter in Betracht kommen könnten , wenn man m«

etwa für diese nicht in das Staatssteuerkataster here^
kommenden Gewerbetreibenden zum Zweck der ^ mem '

besteuerung ein besonderes Kataster aufstellen wollte .

wäre zwar nicht undurchführbar ; es wäre auch viele !

mit geringeren Schwierigkeiten verbunden , wie das Z- '

bei der Einkommensteuer der Fall ist , wo für die 1-e -

die ein Einkommen von 500 bis 900 M . haben ,



besondere Kataster für die Gemeindebesteuerung aufgestellt
werden, aber immerhin wäre die Sache mit Umständlich¬
keiten verbunden . Außerdem aber sei der Steuerfuß für
die Gemeindeumlage in der Regel vier- , fünf- , selbst zehn-
und noch mebrmal so hoch als der Steuerfuß für die
Staatssteuer , und es wäre dann doch eine eigentümliche
Sache , wenn man besondere Kataster für die Gemeinde¬
besteuerung aufstellen würde , und dann einen Gewerbe¬
treibenden , der nicht über 2000 M . gewerbliches Vermögen
hat , von den 10 Pfennigen Vermögenssteuer, die er in
die Staatskasse pro 100 M . zu bezahlen hat , zwar frei
ließe, ihn aber zu einer fünf- oder zehnmal so hohen
Gemeindebesteuerung heranziehen würde.

Eine lange und sehr bedeutungsvolle Streitfrage hat
sich sodann in der Kommission an den 8 52 Absatz 2 des
Gesetzentwurfs angeknüpft . Dort ist nämlich ein beson¬
derer Schuldenabzug bei der Aufstellung der
gewerblichen Kataster statuiert , ein besonderer
Schuldenabzug , wie er sonst nirgends im Gesetz vorkommt .
Der Schuldenabzug, wie ihn die Regierungsvorlage ge¬
statten will, geht dabei weit über dasjenige Maß an be¬
sonderem Schuldenabzug hinaus , was der Buchenbergersche
Entwurf von 1899 vorschlug und was nach dem gegen¬
wärtigen Gewerbesteuergesetz gestattet ist . Nach
letzterem sind die Gewerbetreibenden nur berechtigt ,
die Schulden aus ihrem laufenden Geschäftsbetrieb
an den paraten Zahlungsmitteln , die sie in ihrem
Geschäft haben , und an ihren Geschäftsaus¬
ständen abzuziehen ; auf dem gleichen Standpunkt
steht auch der Entwurf von 1899 . Der vor¬
liegende Regierungsentwurf aber schlägt vor , daß der Ge¬
werbetreibende seine Schulden aus dem laufenden Ge¬
schäftsbetrieb nicht bloß an den paraten Zahlungsmitteln
und Geschästsausständen in Abzug solle bringen dürfen ,
sondern auch an dem Wert der in seinem Geschäft vor¬
handenen Waren und Rohstoffe . Das würde für eine
ganze Reihe von Gewerbetreibenden eine sehr bedeutende
Entlastung mit sich bringen. Es sind uns in dieser Be¬
ziehung statistische Mitteilungen seitens der Großh . Re¬
gierung dargeboten worden , aus denen sich ergibt, daß
einzelne Großbetriebe, die gegenwärtig mit einem gewerb¬
lichen Vermögen von rund 5 Millionen Mark in der
Steuer sind , ihr gewerbliches Steuerkapital ver¬
möge dieses besonderen Schuldabzuges nach 8 52
aus 1 Million oder noch weniger reduzieren können ; sie
könnten also sich um 3 bis 4 Millionen erleichtern . Das
Wen der Kommission keine Berechtigung zu haben . Nach¬
kur man sich um diese Frage lange hin und her gestritten
Mte und die Meinungen zunächst diametral einander
^utgegengestanden waren, ist schließlich eine Verständigung
Mn zustande gekommen , daß es mit dem besonderen
^ chuldabzug nach 8 52 bleiben soll , wie es bisher war ,
daß also die Gewerbetreibenden berechtigt sein sollten ,E Schulden aus dem laufenden Geschäftsbetriebe von
den paraten Zahlungsmitteln und den Geschäftsausständen
abzuziehsn , nicht aber von den Maaren und Rohstoffen.Es sie bei diesem besonderen Schuldabzug nach 8 52
" lcht abziehen können , kommt selbstverständlich bei dem
allgemeinen Schuldabzug nach 8 7 insoweit, als es sich
um Kapitalschulden handelt , nochmals in Betracht .

Ein großer Streit hat sich sodann um 8 54 des Ge-
letzes erhoben . Der 8 54 schlägt für gewerbliche
Kapitalien eine Progression vor . Die
gewerblichen Kapitalien , insoweit sie mehr als 50 000 M.
ettagen , sollen nämlich nicht bloß mit dem wirklichen

iMutzungswert für die Steuer herangezogen werden,
,

"dein es soll ein prozentualer Zuschlag stattfinden , und
ö ar hat die Regierungsvorlage vorgeschlagen , daß dieser
prozentuale Zuschlag bei 50 000 M . mit 10 Proz. be¬

ginnen und bei 150000 M . mit 50 Proz . Zuschlag
endigen soll .

Wenn man diese Progression so gestaltet hätte , wie sie
vom Regierungsentwurf vorgeschlagen war , so wäre , wenn
man von einem Steuerfuß von 10 Pf . ausgeht , der
Effekt gewesen, daß alle Gewerbesteuerpflichtigen , deren
gewerbliches Betriebsvermögen weniger als 50000 M .
beträgt , um ein volles Drittel ihrer bisherigen Steuer¬
belastung erleichtert worden wären, und daß eine Be¬
lastung in dem gleichen Maße wie bisher nur bezüglich
derjenigen Gewerbetreibenden eingetreten wäre , die ein
gewerbliches Vermögen von 150000 M . und mehr haben.
Diejenigen, die sich zwischen 50000 M . und 150000 M .
bewegen, hätten eine steuerliche Erleichterung erfahren,
die zwischen einem Drittel der bisherigen Belastung
und Null schwankt und die umso größer ist , je mehr
sich der Betreffende mit seinem Steuerkapital 50 000
Mark nähert , und umso kleiner , je mehr er sich
der Grenze von 150 000 Mark nähert . Dabei ist der
Schuldabzug, wie er im 8 7 vorgesehen ist , noch nicht in
Betracht gezogen. Nimmt man aber an , daß die
Gewerbesteuerpflichtigen auch nur 15 Proz. ihres Ver¬
mögens an Schulden in Abzug bringen können , so wird
die Erleichterung auch viel bedeutender .

Die Kommission war deshalb der Meinung, daß
die Progression noch weiter auszudehnen sei , als das nach
dem Regierungsvorschlag der Fall ist . Sie hat deshalb
noch 3 weitere Stufen der Progression beigefügt, so daß
jetzt die Progression erst bei 600 000 Mark und mehr
endigt m>t einem Prozentualen Zuschlag von 80 Prozent.
Der Effekt für die Staatskasse, der durch diesen weiteren
prozentualen Zuschlag zuwege gebracht wird , kann nach
der vorliegenden allgemein zugänglichen Statistik nicht be¬
rechnet werden . Ich denke mir aber, daß diese weitere
Fortführung der Progression einen Effekt von etwa
160 bis 170000 Mark Betriebskapital repräsentieren
wird ; das würde als ein Ausgleich dafür zu gelten
haben , daß der landwirtschaftliche Besitz in so unerwarte¬
ter Weise höher in die Steuer hereingekommen ist , als
das bisher der Fall war.

Nun komme ich noch an das sonstige bewegliche
Vermögen , das heißt , an dasjenige bewegliche Ver¬
mögen , welches nicht schon als Betriebsvermögen zu ver¬
steuern ist . Dabei handelt es sich um das Kapitalver¬
mögen und die Haushaltungsfahrnisse. Der Regierungs¬
entwurf hat die Haushaltungsfahrnisse einer Be¬
steuerung nicht unterwerfen wollen . Die Bestimmung ,
daß auch die Haushaltungsfahrniffe der Besteuerung
zu unterwerfen seien , ist erst in der Kommission
hereingebracht worden als ein Parallelon zu der Bestim-
müng, daß die Landwirtschaftsfahrnisie der Besteuerung
unterworfen werden sollen. Auch das Kapitalvermögen
und die Haushaltsfahrnisse müssen fatiert werden ; es
findet auch hier eine amtliche Schätzung , wie bei den
Liegenschaften, nicht statt.

Was nun zunächst das Kapitalvermögen anbelangt,
so hat die Kommission an dem betreffenden Abschnitt
zwei Aenderungen von Bedeutung vorgenommen .
Einmal hat sie in Z 56 des Entwurfs eine
Bestimmung eingefügt , daß unter der Rubrik „ Kapital"
auch das bare Geld der Steuer unterworfen sein soll,
das jemand etwa daliegen hat , ferner Barren von Gold
und Silber, Papiergeld und Banknoten, soweit alle diese
Wertgegenstände den Betrag von 1000 Mark übersteigen.
Man war der Meinung , daß es gerechtfertigt sei, auch
dieses daliegende Barvermögen, soweit es nicht etwa schon
als gewerbliches Vermögen zur Besteuerung kommt, als
Kapital zu besteuern , wobei man aber eine Grenze von
1000 Mark gelassen hat in der Annahme, daß ein der-
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artiger Betrag ungefähr für die Bestreitung der laufen¬
den Bedürfnisse vorrätig gehalten werden müsse .

Eine zweite Aenderung , die vorgenommen worden ist,
betrifft sodann die Lebensversicherungsvereine .
Die Lebensversicherungsvereine , die die Versicherung auf
Gegenseitigkeit betreiben , sind keine gewerbliche
Unternehmungen und können also auch nicht wie die

Lebensversicherungsgesellschaften auf Aktien der gewerblichen
Steuer unterworfen werden . Es findet aber bei den
Lebensversicherungen eine Ansammlung von Kapitalien
statt , aus welcher Ansammlung schließlich, wenn
der Versicherungsfall eintritt , die Versicherungsge¬
sellschaft das Kapital bezahlt , das sie versichert hat .
Es stellt also die Lebensversicherung gewissermaßen eine

Sparbüchse dar , in der derjenige , der ein Kapital ver¬
sichert, Kapital in der Form der Prämienreserve all¬

mählich ansammelt . Dieses angesammelte Kapital , die

Prämienreserve oder das Deckungskapital , gehört wirt¬

schaftlich den Versicherten , dem Eigentum nach aber steht
es dem Versicherungsverein zu . Es war nun die Frage :
Wo soll dieses Deckungskapital zur Steuer herangezogen
werden ? Soll man da mehr die wirtschaftliche Seite
berücksichtigen und demgemäß das Deckungskapital bei
den einzelnen Versicherten zur Steuer heranzichen als
eine Forderung , die er an den Versicherungsverein hat ,
oder soll man die Lebensversicherungsgesellschaft als

solche für alle inländischen Versicherungen zur Steuer
heranziehen , so daß sie die Steuer für alle in Baden
wohnenden Versicherten entrichten muß . Bisher ist der

letzte Modus in Baden der maßgebende gewesen mit

Ausnahme einer kleinen Periode von 1884 bis 92 , wo
man die Lebensversichernngsvereine auf Gegenseitigkeit
meines Erachtens in Widerspruch mit dem Reichsgesetz
über die Doppelbesteuerung als Erwerbsunternehmen
behandelt und besteuert hat . Im Jahre 1982 ist die

Sache wieder geändert worden , weil man damals erkannt

hat , daß die Sache nicht haltbar ist und in Widerspruch
mit dem Gesetz über die Doppelbesteuerung steht. Also
gegenwärtig ist die Besteuerung wieder in der Art ge¬
ordnet , daß die Gesellschaften selber das Deckungskapital
für sämtliche badische Versicherte versteuern müssen , und

zwar gilt als Maßstab der Deckungswert der Ver¬

sicherungen .
Die einzige große Gegenseitigkeitsversicherungsanstalt

für Lebensversicherung in Baden hat nun sowohl an die
Großh . Regierung als auch an den Landtag Petitionen
gerichtet und dargelegt , daß diese Art der Besteuerung
für sie außerordentlich beschwerlich sei , daß dieser Modus
der Besteuerung insbesondere die Gegenseitigkeitsversiche¬
rungsgesellschaften steuerlich schwerer belaste als die
Aktiengesellschaften , obwohl doch die Aktiengesellschaften
das Versicherungsgeschäft des Erwerbes wegen betreiben ,
während dagegen die Versicherungsgesellschaften auf Ge¬

genseitigkeit einen Erwerb mit der Versicherung nicht
machen wollen , sondern das Versicherungsgeschäft ledig¬
lich im Interesse ihrer Mitglieder , d . h . derjenigen Per¬
sonen betreiben , die bei ihnen versichert sind . Die Aktien¬

gesellschaften werden nämlich im Gegensatz zu den Gegen¬
seitigkeitsanstalten mit der Roheinnahme ihrer Jahres¬
prämien zur Steuer herangezogen und zwar nur mit

dieser , nicht auch mit ihren Deckungskapitalien .
Es ist aber eine versicherungstechnische Notwendigkeit ,

daß bei sich entwickelndem Geschäftsbetrieb das Deckungs¬
kapital sehr viel rascher anwächst als die Roheinnahme
der Jahresprämien , und deswegen ist die Belastung der

Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit -fortschreitend eine

größere geworden wie diejenige
' der Aktiengesellschaften .

Das ist von einer großen Versicherungsgesellschaft auf
Gegenseitigkeit dargelegt worden und die Kommission hat
sich in Uebeinstimmung mit der Großh . Regierung über¬

zeugt , daß es in der Tat zu ungerechten und unhalt¬

baren Zuständen führen würde , wenn man auch in Zu¬
kunft das Deckungskapital zum Maßstab für die Be¬
steuerung der Lebensversicherungsgesellschaften auf Gegen¬
seitigkeit machen würde , und deswegen hat die Kommission
beschlossen, daß in Zukunft nicht mehr das Deckungs¬
kapital , sondern die Rohprämieneinnahme den Maß¬
stab der Besteuerung auch für die Lebensversicherungs¬
vereine auf Gegenseitigkeit bilden solle . Aber nicht die
einfache Roheinnahme an Prämien , sondern das Vier¬
einhalbfache . Ein Vielfaches der Roheinnahme mußte
angewendet werden , um eine Besteuerung der Gegen¬
seitigkeitsanstalten in ungefähr gleicher Höhe mit den
Aktiengesellschaften zu erzielen .

Was die Haushaltsfahrnisse anlangt , so ist wie
gesagt , die Bestimmung , daß auch diese der Vermögens¬
steuer unterworfen werden sollen , erst in der Kommission
in das Gesetz hereingebracht worden . Der Regierungs¬
entwurf hat eine dahingehende Bestimmung noch nicht
enthalten . Es ist aber bestimmt worden , daß nur dann
die Haushaltsfahrnisse einer Besteuerung unterworfen
werden sollen , wenn ihr Wert mehr als 20 000 M . aus¬
macht . Es wird also der gewöhnliche bürgerliche Haus¬
halt unter die Besteuerung nicht fallen . Es kann sich
dabei nur um außergewöhnlich ausgestattete Haushalte
handeln , die zur Steuer herangezogen werden . Die
näheren Bestimmungen , was als Haushaltungsfahrnisse
anzusehen sei , findet sich in einem betreffenden Abschnitt
in dem Gesetz, auf den ich verweisen kann .

Soviel zu den einzelnen Abschnitten , und nun will ich
mich in einem dritten Teil meines Vortrages der Frage
zuwenden , wie der vorliegende Gesetz ent Wurf , wenn
er Gesetz wird , in der Praxis wirken wird , ob infolge
der Einführung dieses Vermögenssteuergesetzes steuerliche
Verschiebungen bei den einzelnen Steuerpflichtigen
eintreten , welcher Art diese Verschiebungen sein werden ,
und ob und inwieweit diese Verschiebungen als

gerechtfertigt angesehen werden können oder nicht .
Daß Verschiebungen eintreten werden , darf man
wohl als selbstverständlich ansehen , wenn man
von dem Prinzip der Besteuerung des Ertrags auf
das Prinzip der Besteuerung des Vermögens nach dem

gegenwärtigen Verkehrs wert übergeht . Daß Ver¬

schiebungen eintreten werden , hat man auch während
der ganzen Reihe von Bestrebungen , die auf eine Reform
der Ertragssteuern schließlich mit der Tendenz auf Ein¬

führung einer Vermögenssteuer abzielten , vorausgesehen .
Aber nicht alle Verschiebungen , die voraussichtlich in

Frage kommen , hat man vorausgesehen und jedenfalls hat
man nicht vorausgesehen , daß sie in dem Maße ein¬
treten werden , wie dies voraussichtlich der Fall sein
würde , wenn der Regierungsentwurf ohne Abänderung
angenommen würde .

Wenn ich auf das Einzelne eingehen soll , so kommt
als Quelle der Verschiebung die Zulassung des Schui -

denab zugs in erster Linie in Betracht . Bisher hat ein

Schuldenabzug bei der Ertragssteuer in der Regel nicht

stattgefunden . Ein beschränkter Schuldenabzug ist nur

zugelasfen bei der Gewerbesteuer und bei der Kapital¬
rentensteuer ; beim ganzen liegenschaftlichen Vermögen
dagegen gibt es keinerlei Schuldenabzug . In Zukunft
wird nun ein allgemeiner Schuldenabzug bis zur Hälfte
der Höhe des steuerbaren Vermögens stattfinden . Wenn

beispielsweise in einer Gemeinde zwei Grundbesitzer
wohnen , die jeder ein liegenschaftliches Vermögen
von 20000 M . besitzen, wovon der eine schuldenfrei ist,
der andere aber 10000 M . Schulden hat , so haben diese
beiden Steuerpflichtigen bisher ganz die gleiche Grund -

und Häusersteuer bezahlen müssen . In Zukunft (wenn
der vorliegende Gesetzentwurf Gesetzeskraft erhält ) nur»

aber Derjenige , der die 10 000 M . Schulden hat , dreft

10000 M . an seinem steuerbaren Vermögenswert i
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Abzug bringen dürfen und er wird dann nur 10 000
M . zu versteuern haben , während sein schuldenfreier
Nachbar nach wie vor 20000 M . zu versteuern haben
wird .

Aus dieser Einführung eines Schuldenabzugs wird
sich selbstverständlich eine ganz große Reihe von Ver¬
schiebungen in der steuerlichen Belastung selbst in ein
und derselben Gemeinde ergeben . Aber man wird an¬
erkennen müssen , daß diese Verschiebungen gerecht
sind . Diese Verschiebungen sind auch gewollt ; auch das
Publikum , insoweit es sich bisher mit der Frage der
Aenderung unseres Steuersystems befaßt hat , war mit
dieser Einführung des Schuldenabzugs einverstanden und
hat sie gewünscht . Es wird sich also Niemand mit Recht
darüber beschweren können , wenn infolge dieses Schulden¬
abzugs eine Verschiebung stattfindet gegenüber einem
Nachbar , der bisher gleichviel bezahlt hat , der aber in
Zukunft deshalb weniger bezahlen muß , weil er Schulden
hat und diese Schulden abziehen kann .

Eine weitere Verschiebung wird sodann hervorgehen
aus der Tatsache , daß das liegenschastliche
Vermögen neu eingeschätzt worden ist . Diese
neuen Einschätzungen verhalten sich zu den alten Ein¬
schätzungen in den verschiedenen Gemeinden , in den
verschiedenen Gegenden des Landes sehr verschieden :
es gibt eine Anzahl Gemeinden (es sind allerdings
nur verhältnismäßig wenige ), in denen die neuen
Schätzungswerte niedriger sind als die bisherigen
Steuerwerte ; es gibt eine Reihe von Gemeinden , wo
die neuen Schätzungen ungefähr den bisherigen Schätzungen
gleich sind ; es gibt aber auch eine andere Reihe von
Gemeinden — und das ist weitaus die größte Zahl — ,
bei denen die neuen Schätzungen sehr viel höher hinauf¬
gehen als bisher . Es ist selbstverständlich , daß das eine
Verschiebung auch in der steuerlichen Belastung mit sich
bringt . Aber auch gegen diese Verschiebung wird man
nichts einwenden können , man wird sie als gerecht an¬
erkennen müssen , wenn die neuen Schätzungen wirklich
den Tatsachen gerecht werden . Ob das überall der Fall
ist, das ist von vielen Seiten angezweifelt und nament¬
lich sind starke Zweifel erhoben worden , ob die sehr be¬
deutenden Hinaufsetzungen der Schätzungspreise der
Häuser in den kleinen Gemeinden wirklich dem Sach -
verhältnis entsprechen . Ich für meine Person bin (wenn
ich in Parenthese meine Meinung aussprechen darf ) der
Meinung , daß diese Schätzungen vielfach der wirklichen
Sachlage nicht gerecht werden . Aber ich habe Ihnen
vorhin schon vorgetragen , daß die Kommission in den
Gesetzentwurf Bestimmungen hereingebracht hat , wonach ,
wenn die Schätzung sich als um 10 Proz . zu hoch
"der zu nieder erweist , eine Korrektur verlangt wer¬
den kann ; und wenn also die Gemeinde , oder der ein¬
zelne Steuerpflichtige der Meinung sind , daß sie unge¬
recht eingeschätzt seien, so wird der richtige Weg nicht der
sein, daß sie dann anfangen zu räsonnieren und zu
schimpfen — sondern der richtige Weg wird der sein,
baß sie sich beim nächsten Steuer - Abundzuschreiben an
den Schatzungsrat wenden , die tatsächlichen Verhältnisse
darlegen, die nötigen Beweise Vorbringen und eine Kor¬
rektur beantragen ; und ich möchte die Gelegenheit nicht
vorübergehen lassen, das steuerpflichtige Publikum auf
diese Möglichkeit hier ausdrücklich hinzuweisen und anzu¬
regen, daß es in all den Fällen , die dazu geeignet sind,
von dieser Möglichkeit Gebrauch machen möge .

Ein weiterer Grund der Verschiebung wird sodann
der sein , daß für die Einschätzung der Liegenschaften jetzt
von anderen Grundlagen ausgegangen ist, während die
Schätzungen für das gewerbliche und das Kapital¬
vermögen in Zukunft im wesentlichen die gleichen bleiben
wie bisher . Der Wald ist , im Vergleich zu bisher höher
geschätzt um 255 Millionen Mark , das ist eine Erhöhung

um 126 Proz . ; die sonstigen Grundstücke sind höher
geschätzt um 855 Millionen Mark , das ist eine Erhöhung
um 65 Proz . ; die Gebäude sind höher geschätzt um 1867
Millionen Mark , das ist eine Erhöhung um 135 Proz . ;
bei den Gewerben dagegen , auch wenn man die Pro¬
gression nach Z 54, wie sie die Regierung vorgeschlagen ,
in Betracht zieht, beträgt das steuerliche Vermögen nur
368 Millionen Mark mehr als bisher . Was aber das
Kapitalvermögen anbelangt , so beträgt dasselbe nach der
Neueinschätzung mehr : 233 Millionen Mark .

Vergleicht man diese Ziffern miteinander , so ergibt
sich, daß das mobile Kapital ein verhältnismäßig geringe
Steigerung erfahren hat , die durch den Schuldenabzug
und die Herabsetzung des Steuerfußes mehr als aus¬
geglichen wird , daß dagegen das liegenschastliche Ver¬
mögen so bedeutend gesteigert worden ist, daß ein Aus¬
gleich in dem Schuldenabzug und der Herabsetzung des
Steuerfußes allein dafür nicht gefunden werden kann .
Hier mußte also die Kommission auf eine weitere Aus¬
gleichung sinnen . Sie wurde gefunden dadurch , daß
man einmal beim Z 31 des Gesetzentwurfes eine
prozentuale Abschreibung vorgesehen hat , auf der andern
Seite dadurch , daß die Progression für das gewerbliche
Vermögen beim § 54 gegenüber der Regierungsvorlage
noch weiter fortgesetzt wurde .

Eine gewisse Quelle von Verschiebungen wird sodann
auch darin liegen , daß sin den großen Städten mehr
Schulden vorhanden sind als in den kleineren Ge¬
meinden und deshalb auch eine größere Reduzierung
des steuerbaren Vermögens durch Schuldenabzug statt¬
finden kann . 60 Proz . aller Schulden entfallen auf die
Städte über 10 000 , 4,05 Proz . auf die Gemeinden
zwischen 4000 und 10 000 Einwohnern , und 35,95
Prozent auf die Gemeinden unter 4000 Einwohnern .
In den großen Städten von über 10000 Einwohnern
sind 25 Proz . des Vermögens mit Schulden belastet , in
den mittleren Städten 19 Proz . und in den kleineren
Orten unter 4000 Einwohnern 15 Prozent .

Soviel über die voraussichtlichen Verschieb¬
ungen und über das , was die Kommission getan hat ,
um die Verschiebungen in ein gerechtes Maß zu bringen
und der Vermögenssteuer eine Gestaltung zu geben , mit
der , wie die Kommission wenigstens der Meinung war ,
die Bevölkerung des Landes zufrieden sein kann .

Ich schließe meine Darlegungen in bezug auf den
Vermögenssteuergesetzentwurf , indem ich den Wunsch aus¬
spreche , daß der Entwurf hier in der Zweiten Kammer
möglichst einstimmig angenommen werden möge , mindestens
aber mit einer Majorität , die derjenigen parallel ist , mit
der er in der Kommission angenommen worden ist . Ich
hoffe dabei , daß , wenn der Gesetzentwurf angenommen
wird , er eine gerechte Besteuerung des Landes zur Geltung
bringt , und daß er zum Segen des ganzen Landes und
auch zum Segen und Gedeihen der einzelnen Steuer¬
pflichtigen ausschlagen wird .

Zu dem Gesetzentwurf sind auch eine Reihe von Pe¬
titionen bei der Kammer eingelaufen , die der
Kommission zur Bearbeitung überwiesen worden sind .
Ueber das , was in diesen Petitionen gewünscht wird , ist
in der Kommission vom Berichterstatter referiert worden
und es sind die betr . Wünsche mit in die Erörterung ge¬
zogen worden . Ich habe diese Wünsche im wesentlichen
auch in dem , was ich Ihnen über die einzelnen streitigen
Fragen des Entwurfes vorgetragen habe , bereits erwähnt .
Die Kommission war deswegen der Meinung , daß mit den
Entscheidungen , die zu den einzelnen Bestimmungen des
Entwurfs in der Kommission getroffen worden sind , auch
die Petitionen ihre Erledigungen gefunden haben .

Am letzten Samstag ist nachträglich noch eine
weitere Petition eingekommen , die ebenfalls der
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Steuerkommission überwiesen wurde. Die Petition
ist ausgegangen von dem Verband der badi¬
schen Grund - und Hausbesitzerverein , der
eine Petition bereits früher eingereicht hatte , die bei
der Kommissionsberatung diskutiert wurde. Die nachträg¬
liche Petition konnte in der Kommission nicht mehr zur
Sprache gebracht werden . Es scheint mir das auch nicht
notwendig zu sein , da die neuerliche Petition nichts wesent¬
lich Neues bringt . Sie bedauert nur , daß die Wünsche
der früheren Eingabe in der Kommission keine Berück¬
sichtigung erfuhren, und wiederholt die früheren Wünsche .
Sie hebt dabei hervor, einmal den Schuldenabzug .
Sie will statt des Schuldenabzugs bis zur Hälfte des
steuerbaren Vermögens entweder einen vollständigen
Schuldenabzug, was ihr am liebsten wäre, oder einen
Schuldenabzug, der sich nicht nach dem steuerbaren Wert
bemißt, sondern nach der Höhe des Schuldenstandes und
möglichst weit gehen sollte . Dieser Punkt ist aber erledigt
nach dem , was ich vorhin gesagt habe. Es ist für den
Fall , daß ein vollständiger Schuldenabzug nicht möglich
wäre, weiter verlangt , eine allgemeine Progres¬
sion für die Vermögenssteuer einzusühren . Die
Frage wurde gleichfalls schon berührt , die Kommission
hat sich aber ablehnend dazu verhalten , es kann
also auch dieser Punkt, denke ich , als erledigt angesehen
werden. Was sodann den weiteren Punkt anbelongt, so
betrifft er die Gemeindebesteuerung und gipfelt in dem
Verlangen , daß bei der Gemeindebesteuerungfür alle Fälle
der gleiche Schuldenabzug zuzulassen sei , wie für die
Staatssteuer. Mit der Frage aber, wie sich die Dinge
bei der Gemeindebesteuerung gestalten sollen , hat sich die
Kommission grundsätzlich nicht befaßt. Das muß der
künftigen Gesetzgebung überlassen bleiben . Ich glaube,
daß deshalb auch dieser Punkt uns keine Veranlassung zu
neuer Erörterung gibt , und bin also der Meinung , daß
alle Petitionen , sowohl die , die in der Kommission beraten
wurden , als die eben erwähnte nachträglich eingekommene,
die nicht mehr Gegenstand der Beratung in der Kom¬
mission war , die ich hier aber im wesentlichen vorgetragen
habe , durch die Beschlüsse, die in der Kommission gefaßt
worden find , als erledigt betrachtet werden können .

Ich stelle daher namens der Kommission den
Schlußantrag , daß Sie den Gesetzentwurf über die
Vermögenssteuer in der Fassung annehmen möchten, wie
er in der Kommission festgestellt worden ist und wie er
sich in der Anlage 13 zum schriftlichen Bericht findet ;
und zweitens , daß Sie alle Petitionen , die zu dem Ver¬
mögenssteuergesetzentwurf eingekommen sind , als durch die
Beschlüsse der Kommission zu dem Vermögenssteuergesetz¬
entwurf selbst als erledigt ansehen möchten. (Lebhafter
Beifall .)

Präsident vr . Wilckens teilt hierauf mit , daß
folgende Abänderungsanträge eingegangen sind :

1 . Antrag der Abgg. Zehnter , Gießler , Gierich ,
vr . Binz und Eichhorn :

„Die Zweite Kammer wolle beschließen, dem § 23 des
Entwurfs folgenden Absatz 2 beizufügen:

Eine Aenderung in der Höhe der Veranlagung
eines Waldes hat einzutreten, wenn dargetan wird ,
daß der Vermögenssteuerwert um mindestens 10 Proz.
höher oder niedriger ist, als der letzte festgestellte
Schätzungswert . "

2 . Antrag der Abgg. Bechtold und Genossen :

„Unterzeichnete beantragen folgende Abänderungen der
Kommissionsbeschlüsse zum Vermögenssteuer-Gesetzentwurf :

Zu 8 8 .
1 . Dem ß 8 sind folgende Absätze 2 und 3 anzufügen :

(Absatz 2 ) Erreicht das steuerbare Vermögen den Be¬
trag von 3000 M . nicht , so bleibt es vom Beizug zur
Vermögenssteuer befreit.

(Absatz 3) Der Steueranschlag wird erhöht :
a . bei einem Betrage von 50000 M . bis ausschließ¬

lich 75 000 M . um 10 Proz . ;
d . bei einem Betrage von 75 000 M . bis ausschließ¬

lich 100 000 M . um 20 Proz . ;
c . bei einem Betrage von 100 000 M - bis ausschließ¬

lich 125 000 M . um 30 Proz . ;
<t . bei einem Betrage von 125 000 M . bis ausschließ¬

lich 150 000 M . um 40 Proz . ;
e . bei einem Betrage von 150 000 M . bis ausschließ¬

lich 200 000 M . um 50 Proz . ;
k. bei einem Betrage von 200 000 M . bis ausschließ¬

lich 300 000 M . um 60 Proz . ;
bei einem Betrage von 300 000 M . bis ausschließ¬
lich 400 000 M . um 70 Proz. ;

b . bei einem Betrage von 400 000 M . bis ausschließ¬
lich 500 000 M . um 80 Proz . ;

1. bei einem Betrage von 500 000 M . bis ausschließ¬
lich 750 000 M . um 90 Proz . ;

k. bei einem ^Betrage vou 750 000 M . und darüber
um 100 Proz.

2 . in Konsequenz dessen 8 54 zu streichen .
Zu 8 51 .

Ziffer 3 erhält folgende Fassung :
Vorschuß- , Kredit- und Rohstoffvereine, sowie Pro¬

duktivgenossenschaften , wenn deren Anlage und Be¬
triebskapital die Höhe von 50 000 M . nicht erreicht ;
ferner

Vereine zur Beschaffung von Gegenständen des land¬
wirtschaftlichen oder gewerblichen Betriebes (Ein¬
kaufsgenossenschaften ) ;

Vereine zum gemeinschaftlichen Verkaufe landwirtschaft¬
licher oder gewerblicher Erzeugnisse (Verkaufsge¬
nossenschaften ) ;

Vereine zum gemeinschaftlichen Einkäufe von Lebens¬
oder Wirtschaftsbedürfnissen im Großen und Abgabe
an die Mitglieder im Kleinen (Konsumvereine) ;

Baugenossenschaften, sofern sie gemeinnützige Zwecke
verfolgen. "

Die Anträge werden gedruckt und ihre Begründung
soll im Laufe der Spezialdebatte erfolgen.

In der nunmehr eröffneten allgemeinen Beratung er¬
halten das Wort:

Mg . Wittum (natl . ) : Nach dem sehr eingehenden
und klaren Vortrag des Herrn Berichterstatters möchte
ich einige Eindrücke wiedergeben, die ich als Vorsitzender
der Vermögenssteuerkommission während der langen und
anstrengenden Beratungen derselben in mich ausgenom¬
men habe. Offen will ich bekennen, daß mir , und wohl
auch den meisten anderen Kommissionsmitgliedern , das
Eindringen in das schwierige Gebiet des Steuerwesens
nicht leicht geworden ist . Es ist da ein sehr trockener , ein

harter und spröder Stosf durchzuarbeiten . Vor einiger
Zeit haben einige in dieser Tagung neu in das Haus ew-

getretene Abgeordneten mir gegenüber die Meinung aus¬
gesprochen , das Gesetzemachen sei doch nicht so leicht, aw
sie sich das vorher gedacht hätten . (Heiterkeit. ) Das ist
sehr wahr und trisft bei der Steuergesetzgebung in beson¬
ders hohem Grade zu . Bei der Schaffung eines Ge*

setzgebungswerkes , wie die Vermögenssteuer , werden -

außerordentlich viele allgemein technische und steuertech-

nische Kenntnisse vorausgesetzt; es müssen da zusamrrM^
wirken : reiche Erfahrungen und die Kenntnis der JnterH
essen und der Bedürfnisse aller in unserem staatlichen
meinwesen enthaltenen Erwerbsgruppen . Es ist weite
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notwendig eine starke Widerstandskraft gegen Forderun¬
gen einseitiger Jnteressenpolitik , und gleichzeitig auch eine
klare Erkenntnis der realen Dinge und der Kräfte , die auf
dem Boden unseres wirtschaftlichen Lebens sich bewegen,
und sich zur Geltung zu bringen suchen . Das würden
auch sehr bald diejenigen merken, die vorher im Wirts¬
haus oder in irgend einer Volksversammlung die vorzüg¬
lichsten Steuergesetze konstruieren.

Das Studium des Gesetzentwurfes, wie er uns von
der Großh . Regierung zugegangen ist , wurde den mei¬
sten Kommissionsmitgliedern namentlich dadurch er¬
leichtert , daß der Herr Berichterstatter Abg . Zehnter
vor Beginn der Beratung den Entwurf gründlich stu¬
dierte und infolgedessen nachher auch , wie allseitig aner¬
kannt worden ist, die ganze Materie mit Meisterschaft be¬
herrschte. Dazu kam dann noch die absolute Klarheit und
Verständlichkeit seiner Ausdrucksweise sowohl mündlich
in seinen Vorträgen und seinen Auseinandersetzungen,
wie schriftlich in seinem umfangreichen Kommissions¬
bericht, der nach meiner Ansicht zweifellos von bleibendem
Wert seih wird , und gleichzeitig auch für künftige Stände¬
versammlungen und für alle Organe der Steuerverwal¬
tung eine Quelle richtiger Auffassung und Handhabung
dieses Gesetzes sein wird .

Wenn ich so dem Herrn Berichterstatter , als Vorsitzender
der Steuerkommission, die verdiente Anerkennung ausge¬
sprochen habe, so entspringt das nicht nur meinem eige¬
nen Bedürfnis , sondern es wurzelt auch in der Tatsache,
daß , nicht immer in der Presse der Parteien , Wohl aber,
und ich sage Gott sei Dank , bei den Parlamentariern
selbst der Fleiß , die Tüchtigkeit, der redliche Wille und die
Arbeitsleistung auch bei politischen Gegnern anerkannt
und gewürdigt wird.

Wenn ich nun so meinem eigenen Gerechtigkeitsgefühl
Ausdruck gegeben habe, so wird es mir auch gestattet sein ,
mein Bedauern darüber auszusprechen, daß in einem
führenden Zentrumsorgan g ^gen die Abgg. Obkircher
und Binz der schwere Vorwurf erhoben worden ist , sie
hätten die Interessen des Großkapitals in der einseitig¬
sten Weise vertreten, auch auf die Gefahr hin , daß dadurch
der Bauer kaput gemacht werde. Das ist ein in jeder Be¬
ziehung durchaus unrichtiger und unschöner Vorwurf .
Der Abg . Obkircher war überhaupt nicht in der Ver¬
mögenssteuerkommission (Heiterkeit) und der Abg . Binz
hat in der Steuerkommission Anträge gestellt, die auf eine
wesentliche Entlastung der großen Masse der kleinen
bäuerlichen Grundbesitzer abzielen. (Sehr richtig ! ) Ich
meine also , auch die Presse insbesondere sollte politischen
Gegnern gegenüber auch gerecht sein , und sollte falsche
Unterschiebungen , unrichtige Vorwürfe , llebertreibungen
und Schlagworte denjenigen überlassen, die sonst damit
Zu operieren gewohnt sind . ,

Nun möchte ich auch sämtlichen Mitgliedern der
Steuerkommission nachrühmen , daß sie ihre
Aufgabe und ihre Pflicht mit vollem Ernst betrachtet ha¬
ben . Es ist wirklich keine Kleinigkeit, nach langen und
anstrengenden Kammcrverhandlungen , die oft bis zwei
bihr und noch länger dauern , dann wieder von 4 oder
o bis 8 oder 9 llhr an den anstrengenden Beratungen
einer Kommission , wie es die Steuerkommission ist , teilzu-
uehmen . Trotzdem waren die Sitzungen der Steuer¬
kommission immer durchaus besetzt, und nur in ganz sel¬
tenen und dringenden Fällen hat ein Mitglied hier und
ba einmal gefehlt. Was das heißen will , bei der Fülle
bon Material , das dem einzelnen Abgeordneten ununter¬
brochen zuströmt, und das er doch auch sichten und wenig¬
stens zum Teil dnrcharbeiten muß , das kann ein Außen¬
stehender kaum in der richtigen Weise beurteilen .. Ich
habe einmal , vielleicht aus sträflicher Neugierde , die mir
un Verlauf einer Landtagstagung zugegangenen Gesetz¬
entwürfe und Budgetvorlagen , Denkschriften, Petitionen ,

zugesandte Zeitungen, Berichte aller Art , zugesandte
Wünsche in gedruckter und ungedruckter Form übereinan¬
der gelegt und habe dann den ganzen Stoß mit dem Maß¬
stab gemessen ; die Höhe war genau 1,70 Meter . Wenn
einmal die Abgg . Obkircher und mein Nachbar zur Lin¬
ken , Herr Sänger , die gleiche Manipulation vornehmen
würden , dann würden sie knapp mit ihren Köpfen über
den gewaltigen Stoß hinausragen , und der Herr Abg.
Pfefferle würde nicht sowohl in der Breite , Wohl aber in
der Höhe vollständig dahinter verschwinden (Große Hei¬
terkeit) .

Ich glaube, daß es gar nichts schaden kann , auch einmal
über die gewaltige Masse von Material , das uns zugeht
und das wir studieren müssen , ein aufklärendes Wort Zu
sagen ; der Vorstand des Karlsruher Grund - und Häuser -
besitzervcrein dürfte dann einsehen , daß er bitter im Un¬
recht war , wenn er in seinem Ieitungsorgan den Vor¬
sitzenden der Stenerkommission mit schweren Vorwürfen
deshalb überschüttete , weil er in: Einverständnis mit den :
Herrn Berichterstatter ablehnte, eine sehr eingehend be¬
gründete gedruckte Petition auch noch durch eine Depu¬
tation mündlich begründen zu lassen . Wir werden ja
ohnehin, namentlich Sonntags zu Hause, mit Deputatio¬
nen aller Art sehr reichlich beehrt.

. Ich komme nun zu dem Verlauf der Kommis -
sionsverhandlungen . In denselben sind sehr oft
die Geister aufeinander geplatzt , die verschiedenen aus -
einandergehendcn Interessen und Meinungen wurden mit
großer Lebhaftigkeit , aber, wie anerkannt werden muß ,
auch mit Geschick und Sachkenntnis , hier und da vielleicht
auch mit einer gewissen Hartnäckigkeit vertreten . Gar
manchmal glaubte man , daß wir unmittelbar vor dem
Mschluß und Ende unserer Beratung ständen , manchmal
schien es , daß der Gesetzentwurf der Großh . Regierung
in der Kommission ein seliges Ende finden werde ; allein
der ernste , feste Wille aller Kommissionsmitgliedcr , etwas
Positives zu leisten und die jahrelangen kostspieligen vor¬
bereitenden Arbeiten nicht nutzlos zu machen, führte die
anseinandergehenden Meinungen immer wieder bis zu
einem gewissen Punkte zusammen.

Es ist namentlich in den Städten , ich darf wohl
sagen , die Legende entstanden, der von der Großh . Regie¬
rung vorgelegte Gesetzentwurf enthalte eine ausge¬
sprochene einseitige agrarische Tendenz .
Das ist auch in einigen aus den .Kreisen des Handels und
der Industrie hervorgegangenen Petitionen offen ausge¬
sprochen worden, und es wurde darin Ablehnung der Re¬
gierungsvorlage verlangt . Allein bei den Kommissions-
beratungen stellte sich sehr bald heraus , und zwar sowohl
durch die Darlegungen und Berechnungen des Herrn Be¬
richterstatters, dessen Zahlen von der Großh . Regierung
als im ganzen richtig anerkannt wurden , als auch durch
die eigene Kenntnis der Mitglieder der Stenerkommission ,
daß von einer einseitigen agrarischen Tendenz in dem
Entwurf gar keine Rede sein könnte. Wenn überhaupt
von einer Lastenverschiebung zu sprechen sei . so sei das
eher zu nnannsten der Landwirtschaft und zugunsten de?
Gewerbes. Eine Verschiebung der steuerlichen Leistungen
zu Lasten der Landwirtschaft wollte aber die Kommission
in gar keiner Weise zngeben . Es erfolgten deshalb dann
die von dem Herrn Berichterstatter eingehender darge¬
stellten Kompromißverhandlungen und Kompromiß
anträge . Es mußte, um zu einer wirklichen Positiven Ar¬
beitsleistung zu kommen , eben jeder in einigen Punkten
nachgeben . Man mußte sich auf einer mittleren Linie
verständigen. Ans dieser mittleren Linie bewegt sich der
Entwurf , wie er aus den Beratungen der Kommission her¬
vorgegangen ist und wie er heute der Zweiten Kammer
zur Beratung und Beschlußfassung vorliegt .

Ten eingegangenen Petitionen konnte ganz selbst¬
verständlich nicht in allen Punkten stattgegeben werden .



Sie widersprechen sich ja in ihrem Inhalt und ihren For¬
derungen oft durchaus . Wenn auch die Anträge und
Forderungen in diesen Petitionen mit aller Energie gel¬
tend gemacht worden sind , so ist dagegen von unserer
Seite nichts zu erinnern , das ist das gute Recht der Pe¬
titionierenden . Allein der Gesetzgeber ist in einer ganz
anderen Lage, als die Verfasser der Petitionen , die nur
ihr Spezialinteresse , auf verfassungsmäßigem Wege , zu
verfechten suchen . Der Gesetzgeber ist nicht befugt, ein¬
seitigen wirtschaftlichen Interessen , und seien sie an sich
auch noch so berechtigt, zu Lasten anderer ebenso berechtig¬
ter Interessen eine gesetzliche Unterlage zu geben , der Ge¬
setzgeber ist vielmehr verpflichtet, völlig objektiv , gerecht
nach allen Seiten hin , die Interessen und Bedürfnisse der
verschiedenen Erwerbsgruppen sorgfältig abwägend und
allsgleichend, seine Entschlüsse zu fassen . Das ist , wie ich
glaube , seitens der Mitglieder der Stenerkommission nach
bestem Wissen und Gewissen geschehen, und ich möchte des¬
halb auch meinerseits Ihnen den Gesetzentwurf , so wie er
aus dem Schoße der Kommission hervorgegangen ist, zur
unveränderten Annahme empfehlen.

Für jeden von uns sind Wohl in dem Gesetzentwurf , wie
er jetzt vorliegt , einige Bestimmungen ent¬
halten , die ihm nicht gefallen , und die er
beseitigt zu sehen wünscht . Allein wir dürfen nicht ver¬
gessen, daß diese umstrittenen Bestimmungen das Ergeb¬
nis eines Kompromisses sind , und daß ohne einen Kom¬
promiß , ohne ein gegenseitiges Nachgeben und ein gegen¬
seitiges Sichverstehen und Sichverständigcn , wie in der
Ehe , so auch im staatlichen und gesellschaftlichen und Er¬
werbsleben ein ewiger Krieg herrschen würde . Wenn der
Entwurf , wie ich hoffe , Gesetz wird , wird er Wohl auch,
wie alles Menschenwerk , seine Mängel u . Fehler , gleich¬
zeitig aber auch , wie ich glaube , den Keim einer künftigen
Reform auf Grund der erzielten praktischen Erfahrungen
und der tatsächlichen Ergebnisse in sich tragen .

Wir diirfen auch nicht vergessen , und mit dieser Mah¬
nung möchte ich schließen , daß cs in unserer aller Inter¬
essen liegt , dafür zu sorgen, daß das freundliche und fried¬
liche Einvernehmen , wie es in unserem Lande zwischen
Industrie und Handel , Gewerbe und Landwirtschaft alle¬
zeit geherrscht hat , auch in Zukunft aufrecht erhalten
bleibe und nicht in einen feindlichen Gegensatz verwandelt
inende. Ein Gegensatz zwischen Stadt und Land , die in
allen Interessen aufs Innigste miteinander verknüpft
sind , würde nur Unzufriedenheit , Aerger und Kämpfe
schaffen , ein einträchtiges Zusammenwirken beider aber
wird ganz sicher nur zum Segen unseres ganzen badi¬
schen Volkes ansschlagen. (Bravo !)

Nbg . Gießt er (Zentr . ) : Nach den ausführ¬
lichen Darlegungen des Herrn Berichterstatters
wird es für mich für gewisse Teile des
Entwurfs nicht mehr nötig sein , dasselbe auch im
Namen der Fraktion vorzutragen , sondern ich will mehr
in kurzen Strichen die Stellung der Fraktion zu den
Kommissionsbeschlüssen darlegen .

Zur Einleitung möchte ich daran erinnern , daß es
mir bei der Beratung der zweiten Denkschrift über die
Vermögenssteuerreform in diesem Hause als Bericht¬
erstatter vergönnt war , die Hoffnung auszusprechen, daß
unser Reformwerk und unsere Reformbestrebungen nicht
dasselbe Schicksal erleiden , wie die Steuerreformbestre¬
bungen damals in den Nachbarländern Bayern , Hessen
und Sachsen, wo diese Gesetzgebungswerkezum Scheitern
kamen . Es hat damals ein Vertreter jener Gesetzge¬
bungswerke darauf aufmerksam gemacht , daß hierbei sehr
oft folgendes zntrifst : Zuerst wird mit einer gewissen
Heftigkeit und Eile ein neuer Gesetzentwurf nach mehr
oder weniger bekanntem Gesetzesmuster anderer Länder
verlangt . Wenn er aber dann vorgelegt wird , so kühlt

sich je länger je mehr der Eifer ab und geht schließlich
in Abneigung über , so daß das ganze Steuerreformwcrk
zum Scheitern kommt . Diesen Ertahrungssatz wollten
wir in Baden dadurch vermeiden, daß wir langsam,
sachte vorgingen , daß wir große Vorbereitungen trafen .
Aber trotzdem rst auch bei uns Aehnliches eingetreten :
Eine gewisse Kühle war schon bei der Beratung der
zweiten Denkschrift in diesem Hohen Hause bemerkbar,
und auch die zweite Denkschrift selbst war davon etwas
durchweht. Und als dann der Gesetzentwurf jetzt in
diesem Hohen Hause zur Vorlage kam und in der Kom¬
mission zur Beratung stand , da schien es oft , wie mein
Herr Vorredner eben hervorgehoben hat , als ob derselbe
wirklich zum Scheitern käme . Nachdem nun durch die
langwierigen und schwierigen Kommissionsberatunge .l
ein Ausgleich gefunden ist , darf ich wohl wieder der
Hoffnung Ausdruck geben , daß unser zehnjähriges
Reformwerk nicht endigt mit dem Scheitern der Gesetzes¬
vorlage , sondern mit der Annahme der Kommissions¬
anträge .

Schwierig waren die Verhandlungen , wie Sie vorhin
gehört haben ; aber die Eigenschaften, die der Vorredner
für den Gesetzgeber als notwendige Voraussetzung bar¬
stellte , wenn ein so schwieriges Gesetzgebungswerk zu¬
stande kommen soll , diese Eigenschaften trafen , glaube
ich , bei unserem Vorsitzenden zu , und seine ruhige und
sachliche Leitung war Wohl mit daran schuld , daß unsere
Verhandlungen nicht nur ruhig und sachlich verlaufen
sind , sondern daß schließlich überhaupt eiu Ausgleich ge¬
sunden wurde . Ich möchte hier ganz besonders der Hoff¬
nung Ausdruck geben , daß die Vertreter der entgegen¬
stehenden Jnteressentengruppen sich doch die ernsten
Worte des Vorsitzenden , daß nur durch gegenseitiges
Nachgeben ein so schwieriges Steuerwerk zustande kom¬
men könne , zu Herzen nehmen möchten . Und ich
möchte der weiteren Hoffnung Ausdruck geben , daß auch
das andere Hohe Haus , wenn unser Werk an dasselbe
gelangt , von demselben Geiste geleite! unsere Beschlüsse
betrachten wird , und daß es auch gelingen wird , mit
dem anderen Hohen Hause in ein Einverständnis zu
gelangen , so daß wir dem badischen Volke in Wirklich¬
keit ein neues Reformwerk bringen können.

An die grundsätzlichen Gegner der jetzigen Vorlage
werde ich ja wohl nicht des langen zu reden brauchen .
Ich meine aber , auch diejenigen Herren , welche sonst der
Meinung sind , daß alle Staatsausgaben nur auf einer
reinen Vermögenssteuer , auf einer reinen Einkommen¬
steuer mit der nötigen Progression basieren, daß alle
Ausgaben aus diesen beiden Quellen gehoben werden
müssen , sollten sich an das wahre französische Sprichwort
erinnern : Q' impöt nnigne c 'e8r I

' irnpät inigue ,
d . h . die E i n h e i t s st e u e r isteine einseitige ,
ungerechte Steuer . Das gilt wohl in allererster
Linie für das Verhältnis zwischen indirekter und direkter
Steuer . Aber der Satz kann auch zutreffen für unsere
Vermögenssteuer, inenn man sie nur nach der Theorie auf-
sassen und einführen will : dieselbe soll ja nach ihrer
theoretischen Bestimmung eine Ergänzungssteuer zur
Einkommensteuer sein . Die Einkommensteuer selbst er¬
greift das Einkommen jedes Steuerzahlers ohne Unter¬
schied der Quelle, aus welcher das Einkommen fließt, ob
fundiert , oder unfundiert . Es leuchtet aber ein , daß das
Einkommen des Bürgers , welcher dasselbe nur der Ar¬
beit , sei es körperlicher, sei es geistiger verdankt , nicht so
leistungsfähig ist , wie dasjenige Einkommen , welches aus
Vermögensbesitz , auf Eigentum beruht . Deswegen , uw
steuerlich und sozial gereckt zu sein , muß man neben
die Einkommensteuer eine Objektsteuer
setzen , und das streben wir jetzt durch unsere Vermögens¬
steuer an .



Wir haben ja bisher in den sogenannten Ertrags¬steuern eine Objektsteuer gehabt, wollen aber dieselbein eine einheitliche Vermögenssteuer um¬wandeln . Diese Vermögenssteuer umfaßt , rein theoretischbetrachtet, wie der Herr Berichterstatter ausgeführt hat ,alle Vermögensteile gleichmäßig und nimmt , rein theo¬retisch genommen, keine Rücksicht darauf , aus welchen ein¬
zelnen Bestandteilen sich das Vermögen zusammensetzt , obaus Grundstücken oder gewerblichem Vermögen , aus Ka¬pitalforderungen, Fahrnissen und dergleichen. Eine solchereine Vermögenssteuer nimmt also aus den Ertrag keine
Rücksicht. Das kann der Steuerzahler so lange in derPraxis ertragen , als eine gewisse Linie nicht überschrittenwird, die Linie, welche sie noch zur Ergänzungssteuer die¬
ser Einkommensteuer macht. Diese Linie läßt sich zah¬lenmäßig nicht feststellen . Wenn diese Vermögenssteueraber , wie bei uns in Baden , denselben Ertrag bringen
soll, wie die Einkommensteuer, dann ist ganz sicher dieseLinie überschritten. Und deswegen muß man bei uns inBaden eben auf die Ertragssähigkeit des Vermögens und
seiner einzelnen Bestandteile Rücksicht nehmen, deswegenmuß man eben bei der Veranlagung die Ertragsfähigkeitdes unbeweglichen von der Ertragsfähigkeit des beweg¬lichen Vermögens und beim beweglichen Vermögen die
Ertragsfähigkeit des einfachen Kapitalbesitzes unddes gewerblichen Besitzes wohl unterscheiden und
berücksichtigen . Wenn man das tut , wird die
Vermögenssteuer , auch wenn wir einen so hohen Steuer -
stch haben , wie bei uns in Baden nötig ist , steuerlich und
sozial gerecht sein .

Von diesen allgemeinen Grundsätzen aus , die wohl An¬
erkennung finden werden, haben wir uns auf der
Zentrumsseite leiten lassen bei der Beurteilungdes Steuerentwurfes , wie er von der Großh . Regierung
vorgelegt worden ist . Von diesen Grundsätzen haben wiruns auch leiten lassen bei den Anträgen , die wir in der
Kommission gestellt haben. Diese Anträge sollten undsollten nicht irgendwie einseitig sein , wie das in den Zei¬tungen und Versammlungen gesagt worden ist ; und
Kenn vorhin auf einen scharfen Artikel hingewiesen wor¬den ist, so war das vielleicht die Antwort darauf , daß maneben unseren Bestrebungen , unseren Anregungen agra¬rische Einseitigkeit nachgesagt hat (Zurufe ) . Das wardie Antwort darauf . Ich stehe dem Artikel nicht nahe , ichuabe ihn nicht gemacht ; ich kann mir aber sehr lebhaft"Een , daß die Antwort aus diesen Gründen erfolgt ist .
. Wir sind uns auch bewußt, daß wir uns ganz genauu> Linie bewegt haben, welche die Reformbestrebung°u Anfang an in Baden genommen hat . Wie der Herr
Berichterstatter in seinem Berichte und heute ausführlicherstellte, ging dieselbe aus von der Land wirt¬
est , weil die Landwirtschaft eben am allermeistenMer Ungerechtigkeit unserer bisherigen Ertrags -euern gelitten hat . Die erste Denkschrift wollte Reme-^ schaffen , mehr nach dem Grundsatz der reinen Vermö¬

genssteuer ; dort wurde mehr theoretisch und nach allge-
koinen Schätzungen Verfahren. Aber schon die zweite
Denkschrift kam zu dem Grundsätze, daß die reine

Rögens st euer bei uns nicht durch ge -nhrt werden könne , sondern daß gewisse Abän-
erungen notwendig seien mit Rücksicht auf die Ertrags -

^ulgkeit der einzelnen Vermögensbestandteile und auf dieuns notwendige Höhe des Steuerfußes . Deswegenvde damals schon in den Verhandlungen von „vermö-
^ steuerähnlicher Behandlung " unseres Reformwerke-Gvr

^ h^ , Diese Linie wurde noch mehr fortgeführt in
Gesetzentwurf , den der hochverdiente verstorbene Fi -

g^üuister Buchenberger im Jahre 1900 uns vorlegte .wArde der volle Schuldenabzug in voller Ueberein-'aninung mit der Kammer nicht vorgesehen. Dort wurde

aber auch eine Progression für das gewerbliche Betriebs¬kapital vorgesehen , und zwar in einem 'höheren Maße ,wenigstens schon von einer noch niedrigeren Summe an ,als das in dem jetzt vorliegenden Regierungsentwurf derFall ist . Damals lagen aber die Zahlen der Neueinschät¬zung, der Neuveranlagung für die Grundstücke und fürdie Häuser noch nicht vor, sondern es waren nur allge¬meine Schätzungen , allgemeine Anhaltspunkte . Ich bin
fest überzeugt, wenn die Zahlen , welche nun durch die
Neueinschätzungen uns vorliegen (der Herr Berichterstat¬ter hat sie in Her Kommission , wie auch heute, in seinemgedruckten Bericht ausführlich dargelegt) , im Jahre 1900
schon so fest gestanden wärm , dann würde auch jene Ge¬
setzesvorlage den weiteren Schritt gemacht haben , denwir in unseren Anträgen vorgeschlagen haben , daß manauf die außerordentliche Höhe der Einschätzung der Lie¬
genschaften , der Häuser auf dem Lande und auf die Er¬
tragsfähigkeit derselben einige Rücksicht nimmt . Das istim Gesetzesentwurf der Großh . Regierung nicht geschehen .Es ist im Gegenteil bezüglich des gewerblichen Betriebs¬
kapitals etwas geschehen , was eigentlich hinter den Bu -
chenbergerschen Standpunkt des Jahres 1900 zurückgeht ,sowohl in der Berechnung des besonderen Schuldenabzugs ,als auch in der Gestaltung der Progression . Deswegerlhaben wir hier an diesem Punkte eingesetzt.

Wenn ich allgemein hervorgehoben habe, daß bei der
Vermögenssteuer die Ertragsfähigkeit berücksichtigt wer¬den muß, so richtet sich das auch gegen die Anträge , eine
allgemeine Progression einzuführen , welchevorhin vorgelesen worden sind . Der Herr Berichterstat¬ter hat die Gründe , welche dagegen sprechen , schon dar¬
gelegt, und ich schließe mich denselben vollständig an , undwir werden uns den Anträgen gegenüber ablehnendVerhalten müssen . Es muß eben ein Unterschied gemachtwerden. Man kann nicht sagen , daß mit der Höhe des
Vermögens ganz gleichmäßig die Leistungsfähigkeitwächst. Der Unterschied leuchtet nicht allein für den
landwirtschaftlichen Besitz ein , sondern, glaube ich , auchfür den einfachen Kapitalbesitz . Es wird der Besitzer ,welcher nur drei- und dreieinhalbprozentige Staatspa¬piere hat , Wohl nicht so leistungsfähig sein , als derjenige,welcher sein Vermögen im gewerblichen Betrieb umsetzt ,denn hier werden mehr als drei und dreieinhalb Prozent ,vielmehr fünf und über fünf Prozent sehr leicht verdient .Es ist also dieser letztere Betrieb leistungsfähiger , als der
einfache Kapitalbesitz .

Was gegenden Antrag spricht , allgemein Vermö¬
gen bis 3000 M . fr e i z u l a s s e n , hat der Herr Be¬
richterstatter schon dargelegt. Ich will darüber kein wei¬teres Wort hinzufügen. Unsere Anträge , die wir gestellthaben, gingen also darauf hinaus , die Ertragssähigkeitder Landwirtschaft in ein richtiges Verhältnis zu
setzen gegenüber dem andern Vermögensbesitz , daher unserAntrag , 20 Proz . allgemein abz uschreiben . Wir sind
auch heute noch der Ansicht, daß beim gesamten liegen -
schaftlichen Besitz , auch bei dem großen Besitz, ein Abzug
angemessen wäre. Aber wir würden in diesem Punkteden Anträgen der Kommission zustimmen, um eben auch
auf dieser Seite nachzugeben . Es werden auch nicht soviele Besitzer in Betracht kommen , die über 80 000 M .Grundsteuerwert haben. Es werden vielleicht 3—400im ganzen sein. Nachdem im allgemeinen für die Land¬
wirtschaft erreicht ist, daß ihre Wenigerertragsfähigkeit
berücksichtigt wird, daß insbesondere die kleinen und diemittleren Betriebe berücksichtigt sind , so kann man dasmitverantworten , und es wäre nicht zu vertreten , wennwir das ganze Gesetzgebungswerk an dieser Differenz über80 000 M . scheitern ließen. Wir können uns also nachder Richtung hin mit dem Kommissionsantrag be¬freunden, wie wir es in der Kommission auch getan ha-
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bcn. Wir werden auch die Behandlung der landwirt¬
schaftlichen Betriebskapitalien so belassen , wie es in der
Kommission geschehen ist . Ich hebe aber ganz entschieden
vor , daß wir auf dieser Seite prinzipiell der Auffassung
sind , daß sowohl die Haushaltsfohrnissh im ge¬
samten, wie die landwirtschaftlichen Be¬
triebskapitalien eigentlich freigclas -
sen werden sollten . Wenn man aber die einen
beizieht , dann darf man auch die anderen nicht freilassen.
Und deswegen haben wir allerdings ausgesprochen, daß
für uns eine Voraussetzung dafür , daß die landwirt -
schaftlichen Betriebskapitalien beigezogen Werden , ist, daß
auch die Hausfahrnisse in der Höhe über 20 000 M . bei¬
gezogen werden . Darin bin ich in der letzten Zeit des¬
wegen noch mehr bestärkt worden, weil mir verschiedene
Beispiele genannt worden sind , wo dieser Hausfahrnis¬
besitz gleichzeitig eine Vermögensanlage ist, daß vielfach
z . B . Gemälde , Wertgegenstände, Altertümer nicht allein
ans Liebhaberei, oder nur um die Kunst zu unterstützen,
angeschafft werden, sondern auch , um einen Teil seines
Vermögens hierin anzulegen , um es später dann besser
verwerten zu können. Das trifft in der allernenesten Zeit
auch bei dem Ankauf von Diamanten zu , seitdem der
Diamantenring geschlossen ist ; es sind mir da Beispiele
mitgeteilt worden , daß größere Kapitalien in Diamanten
angelegt werden, um sie wieder mit sehr großem Verdienst
umzusetzen . Wenn wir durch diese unsere Bestimmungen
derartige Fahrnisse fassen wollen, so wird das steuerlich
sicher gerecht sein . Das ist mit ein Grund , daß wir die¬
sen Komissionsbeschlüsseu zusammen werden.

Was nun das gewerbliche Betriebskapital
anlangt , so möchte ich noch hervorh

'
eben , daß wir von

Anfang an die Wohltat , die die Steuerreform der Masse
der Gewerbetreibenden bringt , durch unsere Anträge nicht
antasten wollten und nicht antasten werden . Es werden
also 63 000 Gewerbetreibende die Entlastnng , die
die Vermögenssteuer bringt , voll erfahren , die Entlastung
einmal durch die Herabsetzung des Steuerfußes von 18
auf 10 und 11 Pf . , also um ein volles Drittel oder Vier¬
tel , und dann die Entlastung durch den Schuldenabzug.
Tie Progression ist ja von der Regierung vorgesehen und
von uns auch beantragt worden erst bei einem gewerb¬
lichen Kapital von über 80 000 M . Darunter fällt unser
ganzes Handwerk nicht , fällt der Kleinbetrieb nicht, fallen
die Kleinkaufleute nicht , sondern das trifft nur bei ganz
respektablen Großbetrieben zu , und es trifft ja die Pro¬
gression, wie der Kommissionsbericht und der mündliche
Bericht des Herrn Berichterstatters darlegt , die Betriebe
bis 100000 M . nicht steuererhöhend, sondern nur zum
Teil stcuerausgleichend : und auch diese werden zum Teil
noch eine Entlastung finden , wenn sie mit Schulden zu
rechnen haben ; erst bei den gewerblichen Betriebskapita
licn von über 400 000 M . setzt unsere Progression
c i g e n t l i ch ein ; die Ziffern , die in dem Berichte nie-

dcrgelegt find , zeigen doch , daß diese großen Betriebe die¬
ses Mehr von Steuern wohl leicht werden bezahlen können
und würden bezahlen können, auch wenn man bis zn 100

Prozent gehen würde . Es bedeutet dies also gar nicht
eine übermäßige Mehrbelastung gegenüber der jetzigen
Steuer . Wenn die Mehrbelastung bei einer Million Be¬
triebskapital erst 200 M, , bei 10 Millionen 2000 M .
ausmacht , so spielt das doch bei dem llnkostenkonto eines
derartigen Betriebes gar keine nennenswerte Rolle : da?

wissen wir doch eigentlich alle ans dem Praktischen Leben :
und wenn bei hundert Millionen Betriebskapital nur
20 000 M . Steuer mehr bezahlt werden müßten (nach
dem Antrag , den wir ursprünglich eingereicht habend , so
wäre das auch keine erschreckende Summe : 20 000 Mark
ist im Verhältnis zu 100 Millionen keine übermäßig hohe
Zahl , keine Summe , die etwa dazu führen könnte ,
einen derartigen Großbetrieb zu unterbinden .

Aber , um auch der anderen Seite , welche das Groß -

gewerbe vertreten will , entgegenzukommen, haben
wir uns veranlaßt gefühlt , heruttterzugehen Ibis zur
Grenze von 80 Proz . Ich glaube , es bedeutet das für
uns ein wirkliches Nachgeben. Wir hoffen, daß dieses
Nachgeben auch in diesem Hause ein Echo finden wird ,
und daß wir auch bei den gewerblichen Betriebskapitalien
uns auf der Linie finden werden, aus der wir uns in
der Kommission gefunden haben . Die Vertreter , welche
hauptsächlich die Großbetriebe im Auge haben , werden
anerkennen müssen , daß wir einen großen Schritt ent¬

gegengekommen sind , und ich hoffe von denselben , daß
nun auch sie ihrerseits uns einen Schritt entgegenmachen
und daß wir dann in diesen zwei Hauptpunkten einig
sein werden.

lieber etwas , was in den Städten sehr viele Befürch¬
tungen hervorruft , ist Wohl noch nicht nHher gesprochen
worden , über die Wirkung der Einschätzung
der Häuser in den Städten . Es liegt ja klar,
daß hier eine große Wertsteigerung stattgefunden hat ,
und daß hier unter allen Umständen auch eine Steigerung
der Zahl auf dem Steuerzettel stattfinden wird . Es ist
deshalb begreiflich, daß gerade hier Petitionen an uns

gekommen sind. Aber es ist Wohl klar , daß auf die

Tauer die großen Werte , welche hier , insbesondere auch
in den Bauplätzen der großen Städte , liegen , weder für
den Staat , noch für die Gemeinden brach liegen können :
es ist klar , daß gerade die Gemeinden ein großes In¬
teresse daran haben , daß ein Dermögenssteucrgesetz zu¬
stande kommt, welches diese Werte erfaßt . Käme das¬

selbe nicht zustande, so glaube ich , wird auf die Dauer
nicht hintanzuhalten sein , daß unter Umständen von den

Bestimmungen des alten Gesetzes über die Einschätzung
der Häuser wird Gebrauch gemacht werden müssen .
Wenn die Ausgaben des Staates so wachsen , muß man

schließlich eben dazu kommen, auf Grund der alten Gesetze
die Einnahmen zu steigern ; und dann wäre allerdings
ja Wohl die Voraussetzung jenes Gesetzes gegeben ; denn

daß jener Besitz um mehr als 20 Proz . gestiegen ist , das

ist Wohl durch die neuen Einschätzungen nachgewicsen.

Die Hausbesitzer in den Städten würden also in die Ge¬

fahr kommen , daß von jenem Gesetz einfach Gebrauä
gemacht wird . Das würde aber in der Praxis für sie be¬

deuten , daß sie den alten Steuerfuß von 16 Proz . zahle»

müßten und daß kein Schuldcnabzng stattfinden könnte.

Also die Vermeidung dieser Gefahr liegt Wohl auch
Interesse der Hausbesitzer in den Städten .

Wie die neue Vermögenssteuer jaaufGemeinde »

und Gemeindeumlagen wirken wird , das

kann natürlich heute nicht erörtert werden ; das wird erst

geschehen können bei Beratung des uns am letzten Sams

tag zugegangenen Gesetzentwurfs . Erst dort wird M

erwägen sein , inwiefern den betreffenden Petitionen
Rechnung getragen werden kann-,

Ich habe schon wiederholt darauf hingewiesen, daß >vn

bei uns in Baden genötigt sind , einen viel höhere»

Steuerfuß zu nehmen, als wie in Preußen und nnc

in Hessen ; deswegen wollten wir die Höhe des Süinr

süßes tunlich festgesetzt haben ; es war daher unser de

streben , setzt schon in das Gesetz hineinzuschreiben, ^
10 Pf . als Steuerfuß festgchalten werden . Wir fverî
diesen Antrag hier nicht mehr einbringen , um damit nm»

weitere Gefahren heraufzubeschwören, und weil wir dtt

Ueberzeugung sind , daß im nächsten Landtag dann
ober auch Gelegenheit genug sein wird , den StruerV
nicht zn hoch zu setzen . Daß er nicht allzuhoch
werden darf , darüber sind sa wohl die Allermeisten
diesem Hohen Hanse einig , und diese Einigkeit wird da

Wohl auch im nächsten Landtage vorhanden sein ,
man zum Schluß der Beratungen vielleicht eine o ^



Grenze in Aussicht nimmt , das wird noch der Erwägung
bedürfen ; wir behalten uns eventuell , je nach dein Gange
der Dinge , vor , auf die Resolution-, die wir seinerzeit
eingebracht haben, zurückzukommen .

Wir sind ganz der Ansicht , daß auf dein nächsten Land¬
tage für den Staat neue Mittel geschaffen werden
müssen zur Lösung der großen Aufgaben , die wir haben
— aber auch daß dieselben vorzugsweise durch eine Re¬
vision unserer Einkommensteuer beschafft
werden müssen ; wir hegen auch die Hoffnung , daß die
Steuerkapitalien wachsen und auch dann wachsen werden,
wenn dieses Vermögenssteuergefetz durchgeführt sein
wird ; es wird daher möglich sein , die Aufgaben des
Staates ohne Schwierigkeit zu lösen . Wir hoffen ,
wie der Herr Berichterstatter zum Schluß seines Berichtes
richtig gesagt hat , daß dieses Steuerreform¬
werk zum Segen des ganzen Landes aus -
schlagen wird ; wir hoffen, daß dasselbe nicht allzu
heftige Anfeindungen erfahren wird , und daß die Steuer¬
zahler , wenn sie den Steuerzettel bekommen, nicht etwa
unmutig sagen werden, wie es im Gedichte heißt : „ Zach -
len — immer zahlen muß der Sachse"

, sondern daß
die Steuerzahler das Gefühl haben werden, daß der Land¬
tag, daß die gesetzgebenden Körper darnach getrachtet
haben, die Steuerlast gerecht zu verteilen ,
und daß die Lastenverschiebungen, welche mit einem sol¬
chen Reformwerk verbunden sind , eben nur sozial und
steuerlich gerecht beabsichtigt und gemacht worden
sind . Wir hoffen , daß deswegen auch der Steuerzahler
mehr und mehr von dem Gefühl durchdrungen sein wird ,
daß der Zinsgrosche n , den er dem Staate zu zahlen
l>at , eine soziale und bürgerliche Pflicht¬
erfüllung darstellt (Beifall ) .

Abg. Mayer - Mannheim (natl.) : Der Herr Vor¬
redner hat in seinem Schlußwort ausgeführt , daß die
hochwichtige Gesetzesvorlage , die uns heute hier beschäftigt ,
nach zwei Richtungen hin zu wirken bestimmt ist :
einerseits in der Richtung, die nötigen Mittel zu
schaffen, damit es der Regierung möglich wird , mit mehr
Leichtigkeit an die Erfüllung ihrer kulturellen
Aufgaben heranzutreten, wie sie das Staatsleben er¬
fordert , damit namentlich nicht bei jeder Forderung , die
an die Großh . Regierung hier aus dem Hause gestellt
kird, die böse Antwort ertönt : wir möchten sehr gern,
aber die Finanzlage ist zu gespannt, wir sind nicht in
ber Lage , diese auch von uns als berechtigt anerkannte
Maßregel durchzuführen . Andererseits erscheint es
nuch mir als eine ungemein wichtige Aufgabe unserer
heutigen Beratung , die Verteilung der Lasten ,
die durch die Steuer den Steuerzahlern auferlegt werden ,
ui solcher Weise durchzuführen , daß auch alle Beteiligten
das Gefühl haben, daß diese Verteilung eine gerechte und
«ne berechtigte ist . Ich weiß nicht , ich habe das Gefühl ,
daß dieser Gedanke der gerechten Verteilung der Lasten
ubsolut gleichmäßig und sicher in diesem Gesetzentwurf
durchgeführt ist , bis jetzt nicht gewonnen .

Nach allgemeinem Sprachgebrauch versteht man — und
der Berichterstatter hat das heute in seinen so
bewundernswert klaren Ausführungen auch zum Ausdruck
gebracht — unter Vermögen den Teil des Besitzes , der
übrig bleibt , nachdem man seine Schulden abgezogen hat.
Run soll in dem jetzigen Gesetzentwurf gleich in 8 7 eine
Bestimmung in die Erscheinung treten , wonach man nicht
berechtigt sein soll, das reine Vermögen zur Steuer Heran¬
gehen , sondern daß die Schulden nur bis zur Hälfte
»er Vermögenssteuerwerte in Abzug gebracht werden sollen ,g anderen Worten, daß man einen Teil der Schulden

Vermögen versteuern muß . Das ist meiner
Ansicht nach ein Widerspruch schon mit der klaren Be¬

deutung des Wortes, und es folgt daraus , daß der stark
verschuldete Besitz stärker zur Steuer herangezogen wird ,
als der weniger verschuldete. Im allgemeinen werden ja
die Städte naturgemäß von dieser Maßregel am meisten
betroffen werden , weil es bei den dort gesteigerten Werten
meist der Fall ist , daß der Einzelne, der diese Vermögens¬
steuerwerte in seiner Hand vereinigt hat , sie nicht ganz
aus eigenen Mitteln bestreiten kann , daß er also den
legitimen Weg der Aufnahme von Hypotheken oder
Kapitalschulden zu beschreiten gezwungen ist .

In den Darlegungen der Grund - und Hausbesitzer¬
vereine , die ich im allgemeinen nicht als meine Meinung
präsentieren möchte , ist ein sehr klares Beispiel ausge¬
rechnet, das ein umgekehrtes Ergebnis zeigt , als dasjenige ,
das der Herr Berichterstatter heute in seinen Ausführungen
angeführt hat. Es ist gesagt , daß in dem Falle, daß
von 2 Besitzen von 100 OvO Mark der eine mit
80 000 , der andere mit 20 000 Mark Schulden be¬
lastet ist , derjenige Besitzer, der die 80 000 Mark
Schulden hat . nicht den ganzen Betrag der Schulden
von dem Vermögenswert abziehen kann , sondern nur bis
zur Hälfte des Vermögens , also bis zu 50000 M . ; er
wird also 30000 M . seiner Schulden als Vermögen ver¬
steuern müssen , während der andere mit 20000 M .
Schulden sein wirkliches Vermögen zu versteuern hat ,
was meiner Ansicht nach eine gerechte Maßregel nicht
genannt werden kann . Verloren ist ja der Teil , der
als Schuld ausgenommen ist , für die steuerliche Erfassung
durchaus nicht ; denn derjenige , der den Kredit gibt , der
die Hypothek gibt, ist ja wieder steuerpflichtig , natürlich
nur soweit, als er im Inland wohnt. Aber das wird
wohl bei den meisten Gläubigern zutreffen , und also die
Gläubiger der Hypothekenschuldner der steuerlichen Er¬
fassung nicht entgehen .

In Bezug auf die landwirtschaftlichen Betriebs¬
kapitalien , über die sich ja in der Kommission ein
sehr lebhafter Kampf und ein sehr lebhafter Austausch
der Meinungen entspannen hat , ist man nach meiner
Auffassung mit großem Recht nun dazu gekommen , auch
diese als Bestand des Vermögens zur Steuer heranzu¬
ziehen. Ich habe mir die Sache lange überlegt und nach
allen Richtungen bedacht, aber ich habe wirklich keinen
richtigen Grund finden können, warum man etwa die
großen Werte, die da vorhanden sind , nicht als Vermö¬
genswerte betrachten sollte , und warum man sie nicht
auch der Steuer unterziehen sollte . Den kleinsten
landwirtschaftlichen Betrieben ist ja , um sie
steuerlich nicht zu sehr zu belasten , voll Rechnung getragen ,
indem man eine Freigrenze bis zu 20000 M . gelassen
hat , und für die mittleren Betriebskapitalien ist in 8 58
in der Degression eine weitere Begünstigung ausgesprochen ,
sodaß ich nicht finden kann , daß eine übermäßige oder
ungerechte Belastung durch Heranziehung dieser Betriebs¬
kapitalien stattfinden würde . Ich kann es nicht als
eine steuerliche Gerechtigkeit ansehen , wenn ein großer
landwirtschaftlicher Betrieb mit vielleicht 50 Milch¬
kühen oder mehr diese Kühe nun vollständig steuerfrei
als landwirtschaftliches Betriebskapital haben kann, wäh¬
rend der Milchhändler in der Stadt , der das Produkt
dieser Kühe verkauft und damit ein bescheidenes Geschäft
betreibt, diese Milch als gewerbliches Betriebskapital zur
Steuer heranziehen lassen muß. Durch die Bestimm¬
ungen, wie sie für die kleinsten landwirtschaftlichen Be¬
triebskapitalien durch die steuerfreie Grenze und für die
mittleren landwirtschaftlichen Betriebe durch die Degres¬
sion getroffen sind , werden wir nur die ganz großen
Betriebe treffen , die meiner Ansicht nach ebenso leistungs¬
fähig sein werden , wie die gewerblichen Kapitalien. Es
wird immer davon gesprochen , daß die Rente aus dem
landwirtschaftlichen Betrieb eine so geringe , eine so kleine
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sei , daß sie gar nicht in einem Atem mit gewerblichen
Unternehmungen genannt werden könne . Ich will ja zu¬
geben, daß bei manchen gewerblichen Betrieben die Rente
vorübergehend, auch häufig , eine größere sein kann ; aber
die Stabilität , die in der Rente des landwirtschaftlichen
Betriebes liegt, bietet wohl einen Ausgleich für die mit¬
unter etwas höhere nicht stabile Rente aus dem gewerb¬
lichen Betrieb , ebenso auch die Kapitalsicherheit, die beim
landwirtschaftlichen Betrieb vorhanden ist , und die hier
eine ungleich größere ist, als bei irgend welchen gewerb¬
lichen Unternehmungen , wo durch Konjunktur Betriebs¬
verluste und Kapitalverluste in viel höherem Maße ent¬
stehen können, als das bei der Landwirtschaft überhaupt
möglich ist .

Jnbezug auf die Haushaltungsfahrnisse , die
durch eine Mehrheit der Kommission in das Steuer¬
gesetz hineingebracht worden sind, muß ich sagen, daß ich
wirklich bedauere , daß man auf diesen Gedanken ge¬
kommen ist . Ich bedauere das in jeder Richtung. (Lachen
des Abg . Pfeifsle ) . Herr Abg . Pfeisfle, Sie brauchen
nicht zu lachen , es ist nicht wegen der paar Sachen , die
ich etwa zu versteuern hätte . Ich kann es mir sehr gut
denken , wenn ein Herr wie Sie auf einen solchen Ge¬
danken kommt, und wenn die Sozialdemokratie , die eine
gewisse Feindschaft gegen jeden Besitz und jedes Kapital
hat , der Ansicht ist , ein derartiger Besitz sei ein wert¬
volles Objekt für die Besteuerung . Ich konnte aber nicht
verstehen , wie die Herren auf jener Seite (zum Zen¬
trum ) diesen Gedanken aufnehmen und zu dem ihrigen
machen konnten . Ich meine immer und glaube , daß der
Herr Berichterstatter es heute auch hat durchblicken lassen,
daß das gegenüber dem landwirtschaftlichen Betriebskapi¬
tal ein Kompensationsobjekt sein sollte. Ich habe das
Gefühl , daß , wenn heute ein Vorschlag käme , die Be¬
steuerung der landwirtschaftlichen Betriebskapitalien zu
unterlassen , daß man auch von jener Seite bereit wäre,
die Besteuerung der Haushaltungsfahrnisse aufzugeben.Das wäre aber nicht der Weg , auf dem wir uns über
die Bestimmungen in diesem Gesetz einigen sollten ; nicht
ans dem Wege des Handelns oder Hinundhergebens , son¬
dern vom objektiven Standpunkt aus müssen wir beur¬
teilen , was gerecht und entsprechend ist . Ich halte die
Besteuerung der Haushaltungsfahrnisse für unrichtig und
verderblich nach allen Richtungen . Ich will gar nicht
von dem Eindringen der Steuerbehörde in die in¬
timsten Haushaltungsgeheimnisse sprechen . Ich will
nur erwähnen , wie ungemein schwierig überhaupt
die Veranlagung von solchen Haushaltungseinrich¬
tungen ist . Wenn sie nur Betttücher , gewöhnliche
Küchentische und derartige handwerksmäßig hergestellte
Dinge nehmen, so haben diese einen ganz bestimmten
Wert , den jeder taxieren kann , aber bei einer Freigrenze
von 20 000 M . für Haushaltungseinrichtungen werden
diese Gegenstände ja überhaupt nicht in Betracht kommen .
Es werden in Betracht kommen die über das gewöhnliche
Maß reicher ausgestatteten Haushaltungseinrichtungen ,
künstlerisch gestaltete Möbel , Kunstgegenstände und dgl.
und wenn Sie nun alle diese Dinge zur Vermögenssteuer-
Veranlagung in Ausficht nehmen , werden Sie dadurch
meiner Ansicht nach die Anschaffung derartiger Objekte
erschweren und Sie werden dann die Arbeiterschaft, die
in dem Kunstgewerbe und bessern Handwerke tätig ist,
schädigen , der man dort, weil dort eben der Arbeitslohn nicht
so genau wie bei einem gewöhnlichen Gebrauchsgegen¬
stand kalkuliert sein muß und weil man dort die geistige
Arbeit mehr berücksichtigt , bessere Löhne bezahlen kann .
Wenn Sie weiterhin ein solches Objekt , für das
der Einzelne einen Liebhaberpreis gezahlt hat ,
zur Steuer anmelden sollen, mit welchem Wert wollen
Sie es einstellen ? In dem Augenblick, in dem ein kunst-
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voll geschnitzter Schrank, ein kunstvolles Möbel, die
Schwelle des Kaufenden überschritten hat , ist es höchstens
noch die Hälfte wert , denn er wird kaum in der Lage
sein, es wieder zum Einkaufpreis zu verkaufen, weil er
einen Liebhaberpreis bezahlt hat und bezahlen mußte.
Es ist meiner Ansicht nach ganz ausgeschlossen, daß irgend
jemand diese kostbareren Einrichtungen (und nur diese
kommen ja in Betracht) so laxiert, wie es wirklich dem
wahren Wert entspricht , und derjenige, der sie zu
fatieren hätte, würde wahrscheinlich bei jedem Objekt
in der sehr unangenehmen Lage sein , zu überlegen,
welchen Wert er dafür einzusetzen hat , damit er ja keine
Defraudation begeht. Nach der Stimmung , die in
diesem Hause herrscht und die in der Kommission
ihren Ausdruck gefunden hat , fürchte ich , daß
ich auch in dieser Beziehung vielleicht tauben
Ohren Predige , aber ich habe es für meine
Pflicht erachtet , auch diese Ausführungen zu machen,
weil ich der Meinung bin , daß es Unrecht ist , Haus¬
haltungseinrichtungen , von denen heute der Herr Bericht¬
erstatter selbst gesagt hat , daß sie keinen Wert repräsen¬
tieren , aus dem ein Erträgnis zu ziehen ist , und infolge¬
dessen nicht ein eigentliches Vermögen bedeuten, zurSteuer heranzuziehen.

Ich bedauere auf das lebhafteste, daß in der Kommission
eine Anregung , die von meinen Parteifreunden ausging,
Lei dem gewerblichen Betriebskapital eine
Freigrenze bis zu 2000 M . einzuführen , keinen
Anklang gefunden hat . Es hätte das nach meiner An¬
sicht wohl der Billigkeit entsprochen , wenn man gegenüber
den landwirtschaftlichen Betriebskapitalien , wo eine Frei¬
grenze von 20 000 M . vorgesehen ist, dem kleinen Hand¬
werker , der auch die 2 M . , die der Herr Berichterstatter
vorhin ausgerechnet hat , als eine Ausgabe empfindet, auch
eine steuerfreie Grenze von 2000 M . gelassen hätte . Es
hat sich aber weder die Regierung aus dem Grunde , weil
da eine große Reihe von Zensiten ausfällt , noch die Mehr¬
heit der Kommission aus diesen Standpunkt stellen wollen,
und es ist bei den im Regierungsentwurf vorgesehenen
1000 M . geblieben. Es handelt sich aber nicht nur um
die 2 M . Staatssteuer (bei einem Steuerfuß von 10 Pf .),
sondern es werden auch die Gemeinden die Gemeinde¬
umlage , die ein vielfaches der Staatssteuer sein wird , von
den Betreffenden erheben, während es für die Gemeinden
kaum eine lohnende Arbeit gewesen wäre, ein nicht vor¬
handenes staatlichs Steuerkataster besonders anzulegen ,
um auch diese kleinen Zensiten zur Steuer heranzuziehen .
Es wird sich also diese Steuer nicht auf 2 M . Staats¬
steuer beschränken , sondern es wird zufolge der Gemeinde¬
besteuerung ein höherer Betrag herauskommen.

Weiter habe ich sehr zu bedauern , daß die bisher be¬
stehende steuerliche Ungerechtigkeit, wonach der Abzug
der Schulden aus dem laufenden Ge¬
schäftsbetriebe nicht an den dafür vorhandenen
Werten , an dem ganzen Aktivvermögen, stattsinden soll, wie
es im Regierungsentwurf vorgesehen war , nicht beseitigt
werden soll, sondern daß die Kommission in ihrer Mehr¬
heit sich dazu entschlossen hat , den seitherigen Zustand
wieder herzustellen. Die laufenden Geschäftsschulden sol¬
len nur an den Aktivausständen und an den Barvorräten
abgezogen werden dürfen ; die für diese kontrahierten
Schulden angeschafsten Vorräte an Waren , seien es Roh¬
stoffe, Hilfsstoffe oder fertige Waren , sollen gar nicht in
Betracht kommen , trotzdem doch eigentlich die Schuld zur
Anschaffung dieser Waren kontrahiert ist . Nun gibt es
eine ganze Reihe von Geschäften , die ihre Einkäufe von
Rohstoffen oder Hilssstosfen oder von Waren nicht aus
den Zeitpuirkt verschieben können, der in ihre Kassen¬
dispositionen paßt , sondern sie müssen diese Einkäufe zu
einem bestimmten Termine machen , der, wie es bei land-



wirtschaftlichen Produkten z . B . ist , bare Kasse erfordert
und kein Geschäftsmann wird lvahrscheinlich diesen gro¬
ßen Betrag für die Anschaffung in seinein Kassenschrank
vorrätig haben, sondern er wird dazu den legitimen Kre¬
dit des Bankiers in Anspruch nehmen. Ich erinnere Sie
hier an ein mir naheliegendes Gebiet, an den Tabak.
Tie Tabakernte wird im Laufe des Winters verkauft und
wird in den Magazinen eingelagert . Sie wird bei den
Produzenten bar bezahlt und der Tabakhändler ist ge¬
zwungen , einen ziemlich bedeutenden Kredit zur Deckung

° dieser Bauauslagen in Anspruch zu mehmen. Er ist aber
nicht in der Lage, die Werte , die er dafür angeschafft hat ,
in der Zeit, wo die Veranlagung zur Vermögenssteuer er¬
folgen soll, am 1 . April , wieder zu realisieren . Denn in
jener Zeit ist der Tabak in der Fermentation und unver¬
käuflich; er muß also ruhig zuwarten , bis er im Herbst
die Vorräte wieder verkaufen kann . Der Mann hat also
ein großes Tabaklager , das er nach den Bestimmungen
des Vermögenssteuergesetzes als gewerbliches Betriebs¬
kapital satteren muß , und er hat eine große Menge von
Geschäftsschulden, die er dafür kontrahiert hat , die er
aber nicht davon in Abzug bringen darf . Das sind meines
Erachtens , ungerechte Bestimmungen , die den Handel
schwer treffen und jedenfalls sehr stören werden . Wenn
die Steuer sehr hoch ist, wird man vielleicht Fakturen , die
man als Fabrikant vom Händler zu bekommen hat , auf
den zweiten April datieren lassen , und seine Bezüge so
einrichten, daß man im April noch genügend Aktiven hat
und nicht größere Schulden, als man abzuziehen berechtigt
ist . Das sind Störungen , die vermieden werden sollen ,
und nach meiner Auffassung entspricht es der Billigkeit ,
daß man die aus dem Geschäftsbetrieb herrührenden lau¬
fenden Schulden an den Werten in Abzug bringt , für die
die Schulden kontrahiert sind , und das sind die gesamten
Aktiven an Vorräten von Waren . Ich habe mich gefreut,
daß in dem Regierungsentwurf dieser bisher bestandenen
steuerlichen Ungerechtigkeit ein Ende gemacht werden
sollte, und habe sehr bedauert , daß die Kommission zu
einer entgegengesetzten Ansicht gekommen ist, und den
Status, wie er bisher bestanden hat , in das neue Gesetz
mithinüber . ehmen will, mit anderen Wrten , eine be¬
stehende Ungerechtigkeit in diesem Gesetz weiter bestehen
lassen will.

Ein Schmerzenskind für mich ist die gewerbliche
Progression . Der 8 64 hat mir schon viele schwere
morgen bereitet. Ursprünglich war man in dem Regie¬
rungsentwurf zu einer Progression von 50 Prozent für
" e höheren gewerblichen Betriebskapitalien deshalb ge¬
kommen, weil man mit vollen : Recht sagte : man will dem
bewerbe nicht eine steuerliche Entlastung bereiten , man
E , daß das Gewerbe den gleichen Steuerbetrug wie b:s -
^ r zu leisten hat , und wenn die Gewerbesteuer, die bis -
^ r 16 Pf . betragen hat , durch die Vermögenssteuer auf

Pf . herabgesetzt wird , ist es nur eine steuerliche Aus¬
reichung , wenn man 50 Prozent Zuschlag nimmt , die
Steuer also wieder auf 15 Pf . kommt und die Leistung
dieselbe bleibt, wie sie vorher war . Nun ist in der Kom¬
mission diese Progression noch bis 80 Prozent fortgesetzt
Morden . Damit ist der Gedanke, von dem nach meiner
Auffassung die Regierung bei dem Vorschläge der Pro -
E
^ stion ausging , weit überholt und verliert die Basis , aus

ver die Regierung ihren Vorschlag aufgebaut hat ; denn
Mir von 50 Prozent bei 10 gegenüber früheren 15 Pf . war
o>e Rede . Nun tritt in dem Augenblick , in dem der Ver¬
mögenssteuerfuß über diese 10 Pf . hinausgeht , eine wei -

ungerechte Wirkung ein , nämlich die , daß von dem
Mehrbedarf , der infolge der Erhöhung des Steuersußes
^

on den Vermögenssteuerpflichtigen erhoben wird , die
gewerbetreibenden für jeden Pfennig , der mehr verlangt
ft ^ ^ *uenn wir den höchsten Satz von 80 Proz .
-ouichlag nehmen, und alle übrigen Vermögenssteuer -
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Pflichtigen nur 1 Pf . zu decken haben. Dieser doch in die
Augen spnngenden Ungerechtigkeit müßte eine gewisse
Einschränkung noch in dem Gesetz zuteil werden, und ich
habe schon mit meinen Freunden , bei denen es vollen An¬
klang gesunden hat, über die Sache gesprochen , und ich
möchte mir Vorbehalten , bei der Spezialberatung , je nach
dem Verlauf der Verhandlungen über diese Frage noch
einen Antrag einzubringen, der etwa besagen würde :
„ daß , ivcnn der Steuerfuß über 10 Pf . festgesetzt wird ,
die Progression der gewerblichen Betriebskapitalien laut
8 54 für den über 10 Pf . hinausgehenden Teil außer
Wirksamkert tritt "

. Die Wirkung dieser Maßregel wäre
die, daß z . B . bei einem Steuerfuß von 14 Pf . (der gar
nicht in so weiter Ferne ist, als vielleicht heute noch einige
Optimisten glauben) die Steuer — ich nehme die höchste
Progression von 80 Prozent — 14 Pf . plus 80 Prozent
^ 25,2 Pf . betragen würde, während, wenn der Antrag
angenommen würde, die Rechnung sich so stellte : 10 Vf .
plus 80 Prozent 18 Pf . , dann der Mehrbedarf zwischen
10 und 14, das wären also 22 gegen 25,2 Pf . Das ist
immerhin noch eine beträchtliche Mehrbelastung , die für
die Gewerbe 8 Pf . oder 57 Proz . mehr gegenüber allen
anderen Pflichtigen betragen würde und die eigentlich
durch nichts begründet ist.

Von einen : Mitgliede der Kommission ist eine Z u -
s>am m e r: ste l l un g gemacht , ,w!ie dib gewellblickseui
Vermögen nach dem bisherigen Gewerbesteuergesetz ge¬
genüber dem Vermögenssteuergesetz , wie es sich gestalten
wird , herangezogen werden (Anlage VII des Berichts ) .
Diese Berechnung basiert aus den : Regierungsentwurs ,
wonach dse Schulden auch an den Vorräten abgezogen
werden dürfen. Das wird sich natürlich wesentlich än¬
dern, wenn die Bestimmung jetzt in Kraft tritt , daß die
gewerblichen Schulden nur an den Aktivausständen ab¬
gezogen werden dürfen, so daß also noch ein beträcht¬
licher Teil der Schulden mit zur Versteuerung herangezo-
geu wird . Dadurch wird natürlich auch die dort ausge¬
rechnete Entlastung nicht mehr in dem Maße vorhan¬
den sein . Ich glaube überhaupt , daß diese Zusammen¬
stellung kein allgemeingültiges Bild von der Lage der In¬
dustrie und des Gewerbes geben kann . Sie ist zusam-
mengesteltt, um das zu beweisen , was man beweisen
wollte, und es ist ganz natürlich, daß man da solche Unter¬
nehmungen herausgreifen muß , die mit übermäßig Hohen
Krediten gearbeitet haben (Abg . Zehnter widerspricht) .
Ich erinnere mich , Herr Kollege Zehnter , daß Sie immer
wieder mit der Walzmühle in Mannheim besonders ope¬
rierten , und ich habe mir schon in der Kommission erlaubt ,
Ihnen entgegenzuhalten, daß das ein typisches Beispiel ,
aus das man ein Gesetz aufbauen kann, durchaus nicht
genannt werden kann. Das ist ein Ausnahmefall , daß
ein Institut mit so hohen Krediten arbeitet und mit so
wenig eigenem Kapital . Ich habe auch auseinan

'
derge-

setzt, daß dieses geringe Kapital zum großen Teil dadurch
veranlaßt ist, daß die betr. Unternehmung als Folge der
schlechten Geschäftsjahre ihre Aktien Zusammenlegen
mußte , und daß das jetzt dort genannte Aktienkapital nicht
mehr das ursprüngliche ist und daß die 7 bis 8 Proz . der
letzten Fahre als Ausgleich für die Kapitalverluste , die die
Aktionäre erlitten haben , als Ausgleich für die jahrelange
Erträgnislosigkeit angesehen werden müssen. (Abg.
Zehnter : Das ganze Material ist aber von der Regie¬
rung dargeboten.)

Ich hebe noch auf die Anlage VIII ab , in der der
Herr Berichterstatter eine Zusammenstellung einer großen
Zahl von Aktiengesellschaften gernacht hat und wo er den
Beweis erbringen wollte , daß das gewerbliche Kapital ir:
der Lage ist, noch wesentliche höhere Lasten auf sich zu
nehmen. Ich verweise demgegenüber auf die Zusammen¬
stellung, die uns die Handelskammer Mannheim ge^
macht hat .
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Die Art , wie sich die Handelskammer Mannheim aus¬
gesprochen hat , ist mir durchaus nicht sympathisch gewesen ,
und ich mißbillige durchaus den scharfen Angriff . Aber
anderseits darf man auch nicht vergessen , daß sie als Ver¬
treterin des Handels und der Industrie in einer berech¬
tigten Erregung war . Aus der Zusammenstellung , die
sie gegeben hat , geht doch hervor, daß sie in materieller
Hinsicht wohl berechtigt war , diese Richtigstellung der
Darstellung , die auf der anderen Seite vorher gegeben
war , zur Klärung der Sache abzugeben, um etwa falsche
Schlüsse, die man aus dieser ersten Tabelle ziehen könnte,
auszugleichen. Das war meiner Ansicht nach ein durch¬
aus berechtigtes und nötiges Vorgehen, dem sich die Han¬
delskammer als Vertreterin der Industrie und des Han¬
dels nicht entziehen konnte.

Ich möchte entschieden davor warnen , daß man wegen
einzelner gewerblicher Unternehmungen , die ein etwas
höheres Erträgnis liefern , immer aus der Industrie
herumhackt. Ist denn die Industrie , gerade die prosperie¬
rende Industrie , nicht die Quelle , aus der die hohen und
großen Steuererträgnisse fließen ? Wenn Sie die In¬
dustrie in einer Weise behandeln , daß sie, statt ins Land
gezogen zu werden, aus demselben herausgedrängt wird,
dann werden Sie eben diese Quelle verstopfen. Ich kann
gar nicht verstehen, daß man auch seitens der Vertreter
der Arbeiterschaft, seitens der Herren Sozialdemokraten ,
eine Mithilfe zu dieser schweren Belastung der Industrie
in der steigenden Progression will . Gerade in der In¬
dustrie ist doch die Gelegenheit zur Beschäftigung für
zahlreiche Arbeiter, und wenn Sie die Industrie in dieser
Weise stören, daß Sie sie aus dem Lande verdrängen ,
dann wird die Arbeitsgelegenheit natürlich abnehmen
und schwieriger werden und die Arbeiter werden nicht die
Unterkunft finden , die sie bisher bei ihr finden konnten,
und es werden die neuen steuerkrästigen Bürger , die aus
der Arbeiterschaft hervorgehen, natürlich auch als Steuer¬
quelle fehlen.

Es ist nicht ausgeschlossen , daß eine zu große und
scharfe Belastung die Unternehmungen drängt ,
aus dem Lande hinauszugehen . Die Ludwigshafener
Walzmühle hat infolge der dort bestehenden bayeri¬
schen Gesetze , die sie in exorbitanter Weise belasteten, ge¬
droht , daß sie ihren Sitz in das Badische verlegen würde,
und es ist dann nur durch Veränderung der gesetzlichen
Bestimmungen möglich geworden, sie dort zu halten . Ich
weiß aus mir nahestehenden Kreisen der Rheinischen
Hypothenkenbank in Mannheim , daß man dort
die Erwägung ernstlich ins Auge gefaßt hat , ob man beim
Inkrafttreten dieses Vermögenssteuergesetzesund der für
sie resultierenden großen Mehrbelastung den Sitz des Ge¬
schäftes nicht nach Frankfurt verlegen solle (Zuruf : Nach
Ludwigshafen !) . Nein , nach Ludwigshafen nicht ; nach
Frankfurt aus dem Grunde , weil in einer Tabelle die
Bank nachgewiesen hat , daß die preußische Hypotheken¬
bank, die unter ähnlichen Verhältnissen arbeitet, mit 0 .W
Prozent ihres Kapitals an Steuer belastet ist, während
die Rheinische Hypothekenbank jetzt schon mit 2,09 Proz .
belastet ist und weil diese Steuer inkl. der Gemeindeum¬
lage sich beim Inkrafttreten des Vermögenssteuergesetzes
um ca . 100 000 Mk . erhöhen würde , die Staatssteuer na¬

türlich nur um ca . 10 000 M . , das übrige für Gemeinde- u.
Kirchensteuer , wenn diese beiden die Fatierungen und Ka¬
taster, die der Staat zur Grundlage seiner Steuerer¬
hebung mackst , auch für sich als Grundlage nehmen wür¬
den (Zurufe ) . Es wird ja nichts so heiß gegessen, wie es
gekocht wird . Ich bin auch nicht der Meinung , daß die
Hypothekenbank gleich den Staub von ihren Schuhen
schütteln wird . Aber wenn in einem Institut , dessen
Existenz wir in Baden doch ganz besonders zu begrüßen
haben, das uns die Möglichkeit gibt, auf allen Gebieten
sich durch Beleihung von Grundstücken, Häusern usw. die
nötigen Betriebskapitalien aus loyal und anständige
Weise zu beschaffen , eine solche Stimmung herrscht , so
sollten wir doch Wohl vorsichtig sein , daß solche Gedanken ,
wie sie im ersten Unmut ausgesprochen werden, nicht etwa
Wurzel schlagen und sich bis zum Grade der Verwirk¬
lichung auswachsen.

Nach dem, was ich in der Kommission an Kämpfen zn
bestehen hatte , darf ich auch mit meinen heutigen Aus¬
führungen hier im Hause kein besonders weites Entgegen¬
kommen und keine allzu eifrige Zustimmung erwarten.
Ich habe es aber für meine Pflicht erachtet , als Vertreter
der Stadt Mannheim , als Vertreter der Industrie diese
Bedenken zum Ausdruck zu bringen , und wenn das eine
oder andere Ihnen doch der Erwägung wert erscheint , und
wenn Sie den einen oder anderen Gedanken, der von mir
ausgesprochen wurde , soweit er sich zu einem Anträge ver¬
dichten läßt , dann Ihre Zustimmung erteilen , würden
Sie damit gewiß das erreichen , daß wir dem Gedanken
einer gleichmäßigen und gerechten Verteilung der Steuer¬
lasten näher gekommen wären .

Auf Vorschlag des Präsidenten wird hierauf ab¬
gebrochen .

Der Präsident teilt noch mit , daß folgende
Interpellation der Abgg. Ihrig und Genossen
eingekommen ist :

Ist der Großh . Regierung bekannt, daß der Leh¬
rer Roth in Elchesheim seit der durch die Kirchen¬
behörde vorgenommenen Suspendierung des dorti¬
gen Pfarrers fortdauernd den gröblichsten Beleidi¬
gungen und gefährlichsten tätlichen Bedrohungen
und Airgriffen seitens der Bevölkerung ausgesetzt ist,
ohne daß ihm seitens der Polizeibehörde der jeder¬
mann zustehende Schutz zuteil wird ,

und was gedenkt sie für Mittel zu ergreifen, uni
diesem unerträglichen Zustande abzuhelfen ?

Schluß der Sitzung kurz vor Uhr.

* Karlsruhe, 29 . Mai . 86 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer . Tagesordnung auf Dienstag,
den 29 . Mai 1996 , vormittags 9 Uhr :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann
Beratung des Berichts der Sonderkommission über den Ent¬

wurf eines Gesetzes , die Vermögenssteuer bctr . — Drucksache
Nr . 42 — , samt einschlägigen Petitionen — Drucksache Nr. 42s-
Berichterstatter : Abg . Zehnter . ( Fortsetzung . )

Verantwortlich sür den Bericht über di« Verhandlungen der Zweiten Kammer : vr . Ott » Wallt .
Druck und Verlag der 8 . Braunschen Hofbuchdruckerei. Beide i« Karlsruhe -


	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]

